
Lfd. Nr.: GR/05/2014 
AZ.: 004-1 

 

Verhandlungsschrift 
 

über die  

öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
 

der Marktgemeinde  Ternberg 
 

am Donnerstag, den 11.12.2014 , 
 im Sitzungssaal der Marktgemeinde Ternberg 

Beginn:  19:00 Ende: 22:20 

Anwesende 
 
1. Bürgermeister Leopold Steindler SPÖ   
2. GV Karl-Heinz Wimmer SPÖ   
3. GV Günther Steindler SPÖ   
4. GR Franz Eibenberger SPÖ   
5. GR Johann Hager SPÖ   
6. GR Franz Gierer SPÖ   
7. GR Carina Hager SPÖ   
8. Vbgm Ferdinand Großwindhager ÖVP   
9. GV Thomas Stögmüller ÖVP   
10. GR Franz Wasserbauer ÖVP   
11. GR Georg Moser ÖVP   
12. GR Elisabeth Putz ÖVP   
13. GR Johannes Großalber ÖVP   
14. GR Mag.rer.soc.oec. Marco Vanek GRÜNE   
15. GR Edgar Blasl FPÖ   
16. GV Ernst Sieghartsleitner BZÖ   
17. GR DI (FH) Christina Stögmann BZÖ   
18. GR Kilian Hainisch BZÖ   
19. GR Jürgen Felberbauer BZÖ   
20. GR Manuel Zant BZÖ   
21. EGR Reinhold Gsöllpointner SPÖ Vertretung für GR Johann 

Breinesberger  
22. EGR Ingrid Maerkinger SPÖ Vertretung für EGR Christian 

Born  
23. EGR Karl Brandstetter ÖVP Vertretung für EGR Bernhard 

Mayr  
24. EGR Konsulent Rudolf Gumpoldsberger ÖVP Vertretung für GR Josef 

Pörnbacher  
25. EGR Manfred Kammerhuber ÖVP Vertretung für EGR Annema-

rie Aigner  
26. AL Mag.(FH) Norbert Hochmuth  Leiter des Gemeindeamtes 
27. Ursula Sparr  Schriftfführerin 

 
 

Abwesende 
 
28. GR Christoph Bieringer SPÖ entsch. am 10.12.2014 privat 

verhindert  
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29. GR Johann Breinesberger SPÖ entsch. am 09.12.2014 beruf-
lich verhindert  

30. GV Franz Payrhuber ÖVP entsch. am 02.12.2014 
dienstlich verhindert  

31. GR Ing. Franz Derfler ÖVP entsch. am 05.12.2014 beruf-
lich verhindert  

32. GR Josef Pörnbacher ÖVP entsch. am 09.12.2014, beruf-
lich verhindert  

33. EGR Heide Infanger SPÖ entsch. am 11.12.2014 
dienstlich verhindert  

34. EGR Christian Born SPÖ entsch. am 11.12.2014 privat 
verhindert  

35. EGR Elisabeth Buchberger ÖVP entsch. am 03.12.2014 beruf-
lich verhindert  

36. EGR Bernhard Mayr ÖVP entsch. am 03.12.2014 beruf-
lich verhindert  

37. EGR Renate Weißensteiner ÖVP entsch. am 09.12.2014 privat 
verhindert  

38. EGR Annemarie Aigner ÖVP entsch. am 09.12.2014 beruf-
lich verhindert  

 
Der Vorsitzende eröffnet um 19:00 Uhr die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a) die Sitzung von ihm einberufen wurde; 
 
b) die Verständigung hierzu an alle Mitglieder zeitgerecht in der Form erfolgt ist, indem der 

Sitzungsplan vom 06. Dezember 2013 für alle im Jahre 2014 geplanten Gemeindevor-
stands- und Gemeinderatssitzungen am 12. Dezember 2013 nachweislich zugestellt 
wurde. Die Tagesordnung wurde am 03. Dezember 2014 ausgesandt.; die Abhaltung der 
Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel wurde am gleichen Tage öffentlich kundge-
macht; 

 
c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 
 
d) dass die Verhandlungsschrift über die Sitzung vom 02. Oktober 2014 bis zur heutigen 

Sitzung zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und 
gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht 
werden können. 

 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen:  
 
Es wurden folgende Dringlichkeitsanträge eingebracht: 
 
Gegenstand: 
Kanalbau BA 13 Trattenbach - Klage Honoar dlp; Beschluss eines außergerichtlichen 
Vergleichs  
 
Begründung: 
Das Vergleichsangebot der Fa. dlp in dieser Angelegenheit ist erst am Gemeindeamt einge-
langt, nachdem die Einladung und die Tagesordnung für die Gemeinderatssitzung bereits 
ausgesandt waren. Nachdem diese Angelegenheit jedoch so rasch als möglich beschlossen 
werden soll, wurde ein Dringlichkeitsantrag vorbereitet. 
 
Der Bürgermeister stellt fest, dass über die Zuerkennung der Dringlichkeit abgestimmt wer-
den soll. Eine sachliche Diskussion ist nicht vorgesehen. 
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Er stellt daher den Antrag, dem Punkt die Dringlichkeit zuzuerkennen. 
 
Der Bürgermeister lässt über die Zuerkennung der Dringlichkeit durch Handerheben 
abstimmen. Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
 
Der Dringlichkeitsantrag wird unter dem Punkt Allfälliges behandelt. 
 
 
Gegenstand: 
Öffentliches Gut - Auflassung der Parz. 1214/4, KG Trattenbach  
 
Begründung: 
In der Bauausschusssitzung am 24.06.2014 wurde der Antrag zur Auflassung des öffentli-
chen Gutes bereits behandelt und einstimmig beschlossen. Der entsprechende Plan vom 
Amt der OÖ Landesregierung ist erst am 05.12.2014 am Gemeindeamt eingelangt. Die Ein-
ladung und die Tagesordnung für die Gemeinderatssitzung waren zu diesem Zeitpunkt be-
reits ausgesandt. Nachdem diese Angelegenheit jedoch so rasch als möglich beschlossen 
werden soll, wurde ein Dringlichkeitsantrag vorbereitet. 
 
Der Bürgermeister stellt fest, dass über die Zuerkennung der Dringlichkeit abgestimmt wer-
den soll. Eine sachliche Diskussion ist nicht vorgesehen. 
 
Er stellt daher den Antrag, dem Punkt die Dringlichkeit zuzuerkennen. 
 
Der Bürgermeister lässt über die Zuerkennung der Dringlichkeit durch Handerheben 
abstimmen. Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
 
Der Dringlichkeitsantrag wird unter dem Punkt Allfälliges behandelt. 
 
 
Gegenstand: 
Kornblumenstraße -  30-Kmh- Beschränkung im Bereich der Ortstafeln Dürnbach West 
 
Begründung: 
Die Kornblumenstraße wird vermehrt als Abkürzung zwischen Grünburgerstraße und Dürn-
bachstraße genutzt, daher ist das Verkehrsaufkommen dem entsprechend hoch. In diesem 
Bereich befinden sich 9 Hausausfahrten, für die es immer schwieriger wird, gefahrlos in die 
Kornblumenstraße einzufahren. Von seiten des Polizeiposten Garsten wird auch eine 30 
Kmh- Beschränkung empfohlen, um hier vermehrt Geschwindigkeitskontrollen durchzufüh-
ren. 
 
Um diesen Gefahrenbereich etwas einzuschränken soll diese Angelegenheit so rasch als 
möglich beschlossen werden. Die Einladung und die Tagesordnung waren bereits ausge-
sandt, daher wurde ein Dringlichkeitsantrag vorbereitet.   
 
Der Bürgermeister stellt fest, dass über die Zuerkennung der Dringlichkeit abgestimmt wer-
den soll. Eine sachliche Diskussion ist nicht vorgesehen. 
 
Er stellt daher den Antrag, dem Punkt die Dringlichkeit zuzuerkennen. 
 
Der Bürgermeister lässt über die Zuerkennung der Dringlichkeit durch Handerheben 
abstimmen. Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
 
Der Dringlichkeitsantrag wird unter dem Punkt Allfälliges behandelt. 
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Weiters teilt Bgm Steindler zur Anfrage von GR Moser in der letzten Sitzung betreffend Fest-
stellungen der BH Steyr Land zum Budget der Feuerwehren mit, dass die BH die Gesamt-
kosten der Feuerwehren betrachtet. Darin enthalten sind auch die Rückzahlung des Darle-
hens für die Ausfinanzierung des TLF Ternberg, die Mietenverrechnung der KG für das 
Zeughaus Trattenbach sowie die Atemschutzuntersuchungen. Diese Posten bleiben bei den 
jährlichen Budgetbesprechungen mit den Feuerwehren unberücksichtigt, daher ergibt sich 
eine Differenz zwischen Prüfbericht der BH und den mit den Feuerwehren vereinbarten Bud-
gets. 

TAGESORDNUNG 

 1 .  Voranschlag 2015 - Festsetzung der Hebesätze und Gebühren 
  

 2 .  Mittelfristiger Finanzplan 2015-2019 
  

 3 .  VFI & Co KG - Voranschlag 2015 und MFP 2015-2019 
  

 4 .  Prüfbericht der PA-Sitzung vom 27.11.2014 
  

 5 .  Kassenkredit 2015 
  

 6 .  Errichtung eines Löschwasserbehälter (FF Schattleiten) - Beschluss des Finanzie-
rungsplanes 

  
 7 .  Dienstpostenplanänderung 

  
 8 .  JUZ - Abschluss einer Vereinbarung mit dem JZVOÖ. 

  
 9 .  Übereinkommen mit ÖBB betreffend  Auflassung Fußgängerübergang "Glockersteg" 

  
 10 .  Natur Aktiv Weg Ennsufer - Abschluss eines Gestattungsvertrages mit den Enns-

kraftwerken 
  
 11 .  Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.38 und Änderung des Örtlichen Entwicklungs-

konzeptes Nr. 1.21 (Mitterhumer Rudolf und Helga) - Genehmigungsbeschluss 
  
 12 .  Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.39 (Tabernig Johann) - Einleitungsbeschluss 

  
 13 .  Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.43 (Naturfreunde Österreich, Ortsgruppe 

Steyr) - Einleitungsbeschluss 
  
 14 .  Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.40 (Stummer Josef und Emilie) 

  
 15 .  Neuplanungsgebiet (Buchberger Franz) - Änderung 

  
 16 .  Bebauungsplanauflassung Nr. 7 "Bäckengraben I", inkl. Änderungen Nr. 1 und 2 - 

Streicher Herbert,  Prinzstraße 5, 4452 Ternberg; Ansuchen vom  06.11.2014 
  
 17 .  Achleitner Herbert, Herndleckstraße 10, 4452 Ternberg - Einspruch gegen den feu-

erpolizeilichen Bescheid vom 10. Oktober 2014 
  
 18 .  Gesunde Gemeinde - Tätigkeitsbericht 2014 

  
 19 .  Resolution gegen den Ausbau von Atomkraftwerken und gegen die Errichtung von 

Atommüllendlagern in Tschechien - Beschlussfassung 
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 20 .  Petition an das Land OÖ. für Menschen mit Beeinträchtigung - Gewährung von So-
zialdienstleistungen 

  
 21 .  Quartiere für Asylwerber 

  
 22 .  Allfälliges 

  
 22.1   Kanalbau BA 13 Trattenbach - Klage Honoar dlp; Beschluss eines außergerichtli-

chen Vergleichs 
  
 22.2   Öffentliches Gut - Auflassung der Parz. 1214/4, KG Trattenbach 
  
 22.3   Kornblumenstraße -  30-Kmh- Beschränkung im Bereich der Ortstafeln Dürnbach 

West 
  

 
1.Voranschlag 2015 - Festsetzung der Hebesätze und Gebühren 

 
GV Sieghartsleitner verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Sachverhalt: 
Der Voranschlag für das Finanzjahr 2015 lag in der Zeit vom 27.11.2014 bis 11.12.2014 zur 
öffentlichen Einsicht auf. Er wurde gem. § 76 Abs. 2 OÖ Gemeindeordnung 1990 an alle 
Gemeinderatsmitglieder zugestellt. 
 
Der Voranschlagsentwurf wurde dem Finanzausschuss am 02.12.2014 vorgelegt. 
 
Der Voranschlag für das Finanzjahr 2015 wird wie folgt festgestellt 
 

A .  O r d e n t l i c h e r  V o r a n s c h l a g  
 Summe der Einnahmen 5.927.400,00 EUR 
 Summe der Ausgaben 5.927.400,00 EUR 
 Abgang  0,00 EUR 
 
B .  A u ß e r o r d e n t l i c h e r  V o r a n s c h l a g  

 Summe der Einnahmen 1.992.400,00 EUR 
 Summe der Ausgaben 1.992.400,00 EUR 
 Abgang 0,00 EUR 

 
Die Hebesätze der Gemeindesteuern für das Finanzjahr 2015 werden wie folgt festge-
setzt: 

 
 Grundsteuer für land- und forstwirtschaftl. Betriebe 500,00 v.H.d.Steuermessbetr. 
 Grundsteuer für Grundstücke (B) 500,00 v.H.d.Steuermessbetr. 
 Lustbarkeitsabgabe (Kartenabgabe) 15,00 v.H.d. Preises o. Ent-
gelts 
 Lustbarkeitsabgabe für die Vorführung von Bildstreifen 0,00 v.H.d. Preises o. Ent-
gelts 
 
 
  ALLE BETRÄGE IN EUR/BRUTTO 
 
der Kanalgebühren (inkl. 10 % USt) 
 Kanalanschlussgebühr   23,24 pro m² 
 Mindestkanalanschlussgebühr 3.485,90 
 Kanalanschlussgebühr für unbebaute Grundstücke 3.485,90 
 Zuschlag für weitere Einmündungsstelle 1.818,30 
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 Kanalbenützungsgebühr (Mindestverrechnungssatz 40 bzw. 20m³/Jahr) 4,11 pro m³ 
 Kanalbenützungsgebühr für Niederschlagswässer 146,75 pro angef. 500 m² Grundfl. 
 Kanalgrundgebühr f. unbebaute Grundstücke/leerstehende Objekte  164,40 pro Jahr 
 Übernahme Senkgrubeninhalte  4,11 pro m³ 
 Übernahme Senkgrubeninhalte für Auswärtige 20,00 pro m³ 
 Übernahmen Schlamm aus häuslichen Kleinkläranlagen  4,11 pro m³ 
 
 
der Wassergebühren (inkl. 10 % USt) 
 Wasseranschlussgebühr  13,93 pro m² 
 Mindestwasseranschlussgebühr   2.088,90 
 Wasserleitungsanschlussgebühr für unbebaute Grundstücke  2.088,90 
 Wassergebühr (Mindestverrechnungssatz 40 bzw. 20m³/Jahr)  1,80 pro m³ 
 Wassergrundgebühr f. unbebaute Grundstücke/leerstehende Objekte 72,00 pro Jahr  
 Wasserbereitstellungsgebühr  26,96 pro Jahr 
 Wasserzählergebühr 19,80 pro Jahr 
 
 
der Benützungsgebühren für die gemeindeeigene Leichenhalle (0% USt)  
 für die Aufbahrung einer Leiche bis zu 3 Tage 43,00 
 für jeden weiteren Tag 11,00 
 für die Aussegnung bzw. Verabschiedung einer Leiche  11,00 
 für die Benützung der Kühlbox pro Tag 22,00 
 für die Einstellung einer Leiche pro Tag 17,00 
 
 
der Abfallgebühren (inkl. 10 % USt) 
 je abgeführten Container mit 1.100 Liter Inhalt                     88,01 
 je abgeführten Container mit 700 Liter Inhalt                        62,75 
 Biotonne 10 l (Abfuhr derzeit kostenlos) 5,50 pro Stk. 
 Biotonne 23 l (Abfuhr derzeit kostenlos) 8,00 pro Stk. 
 Biotonne 120 l (Abfuhr derzeit kostenlos) 60,00 pro Stk. 
 Müllsack                                                                                   2,10 pro Stk. 
 Grundgebühr für Einpersonenhaushalte                                16,83 pro Quartal 
 Grundgebühr für Zweipersonenhaushalte                             21,09 pro Quartal 
 Grundgebühr für Haushalte ab 3 Personen                          23,88 pro Quartal 
 Grundgebühr für Zweitwohnsitzhaushalte                            16,83 pro Quartal 
 Grundgebühr für Gewerbe                                                     23,88 pro Quartal 
 Grundgebühr f. nicht ständig bewohnte 
 Liegenschaften/Ferienwohnungen                                        16,83 pro Quartal 
 
 
der Freibadpreise (inkl. 10 % bzw. 20 % USt) – letzte Erhöhung gültig ab 2008 
 Erwachsene:   3,00 
 Erwachsene Kurzzeit (ab 16.00 Uhr)   2,00 
 Kinder (6 - 15 Jahre):   1,00 
 Kinder bis 6 Jahre:   frei 
 Schüler (15 - 18 Jahre, mit gültigem Ausweis) + 4youcard   2,00 
 Studenten, Lehrlinge, Präsenzdiener (mit gültigem Ausweis):   2,00 
 Senioren ab 60 Jahre 2,50 
 Behinderte:    frei 
 Schulklassen aus Ternberg:    frei 
 Auswärtige Schülergruppen/-klassen (pro Kind):   1,00 
 Familienkarte:   5,00 
 Familienk. mit Oö. Familiencard (in Begleitung d. Kindes(er))    4,00 
 Gästekarte + 4youcard: Erwachsene 2,70 
 Gästekarte + 4youcard: Erwachsene Kurzzeit (ab 16.00 Uhr)        1,80 
 Gästekarte + 4youcard: Kinder (6 – 15 Jahre)                                 0,90 
 Saisonkarte Erwachsene:  40,00 
 Saisonkarte Senioren ab 60 Jahre: 35,00 
 Saisonkarte Schüler (15 – 18 Jahre, mit gültigem Ausweis):  25,00 
 Saisonkarte Studenten, Lehrlinge, Präsenzdiener(mit Ausweis):  25,00 
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 Saisonkarte Kinder (6 – 15 Jahre):  17,00 
 Saisonkarte Familie mit Oö. Familiencard:  57,00 
 Saisonkarte Familie (Kinder bis 15 Jahre):  67,00 
 Minigolf Erwachsene:   2,00 
 Minigolf Kinder:   1,00 
 Liegestuhl:   2,00 
 Kabine:   1,00 
 Tischtennis:   2,00 
 Schläger-Einsatz:   2,00 
 Telefon pro Einheit:   0,20 
 Eintritt f. Teilnehmer an einer Beachvolleyballveranstaltung:   1,10 
 (gilt dann, wenn das Freibad noch nicht geöffnet ist) 
 Benützung des Beachvolleyballplatzes bei Freibadbetrieb    frei 
 
 
Tarife Vermietung des Turnsaals Neue Mittelschule, VS, Kulturraum (inkl. 0 %USt) 
 Bildungshaus Trattenbach (inkl. 20 %)  
 Turnsaal VS Erwachsene Gem. Tbg. (Benützung, pro Stunde)  6,00 
 Turnsaal VS Externe Benutzer (Benützung, pro Stunde)  9,00 
 Turnsaal VS (Veranstaltungen Erwachsene Gem. Ternberg, pro Tag) 50,00 
 Turnsaal VS (Veranstaltung Externe Benutzer, pro Tag)  100,00 
 
 Turnsaal NMS Erwachsene Gem. Tbg. (Benützung, pro Stunde)  4,00 
 Turnsaal NMS Externe Benutzer (Benützung, pro Stunde)  6,00 
 Turnsaal NMS (Veranstaltungen Erwachsene Gem. Tbg., pro Tag) 30,00 
 Turnsaal NMS (Veranstaltungen Externe Benutzer, pro Tag) 70,00 
 
 Kulturraum NMS Erwachsene Gem. Tbg. (Benützung, pro Stunde)  4,00 
 Kulturraum NMS Externe Benutzer (Benützung, pro Stunde)  6,00 
 Kulturraum NMS (Veranstaltungen Erwachsene Gem. Tbg., pro Tag) 30,00 
 Kulturraum NMS (Veranstaltungen Externe Benutzer, pro Tag)   70,00 
 
 Klassenzimmer NMS Erwachsene Gem. Tbg. (pro Stunde) 4,00 
 Klassenzimmer NMS Externe Benutzer (pro Stunde) 6,00 
 Klassenzimmer NMS Erwachsene Gem. Tbg. (pro Tag) 10,00 
 Klassenzimmer NMS Externe Benutzer (pro Tag)  30,00 
 Schulküche NMS Erwachsene Gem. Tbg. (pro Tag)  20,00 
 Schulküche NMS Externe Benutzer (pro Tag)  40,00 
 
 Veranstaltungssaal Trattenbach Erwachsene Gem. Tbg. (pro Stunde) 6,00 
 Veranstaltungssaal Trattenbach Externe Benutzer (pro Stunde) 6,00 
 Veranstaltungssaal Trattenbach Erwachsene Gem. Tbg. (pro Tag) 80,00 
 Veranstaltungssaal Trattenbach Externe Benutzer (pro Tag) 100,00 
 Veranstaltungssaal Tr. Seminare, Klausuren v. Firmen (halbtags) 75,00 
 Veranstaltungssaal Tr. Seminare, Klausuren v. Firmen (pro Tag) 150,00 
 Präsentationsmedien f. Veranstaltungssaal (Pauschal) 20,00 
 
 Seminarraum Trattenbach Erwachsene Gem. Tbg. (pro Stunde) 5,00 
 Seminarraum Trattenbach Externe Benutzer (pro Stunde) 8,00 
 Seminarraum Trattenbach Erwachsene Gem. Tbg. (pro Tag) 30,00 
 Seminarraum Trattenbach Externe Benutzer (pro Tag) 60,00 
 Seminarraum Trattenbach Seminare, Klausuren v. Firmen (halbtags) 50,00 
 Seminarraum Trattenbach Seminare, Klausuren v. Firmen (pro Tag) 100,00 
 
 Küche Trattenbach Erwachsene Gem. Tbg. (pro Tag) 20,00 
 Küche Trattenbach Externe Benutzer (pro Tag) 40,00 
 Küche Trattenbach Seminare, Klausuren v. Firmen (pro Tag) 40,00 
 Hauspauschale all incl. Seminare, Klausuren v. Firmen 300,00 
 
 Veranstaltungssessel (Entgeltfestlegung, pro Tag) 0,25 
 Bühnenelemente (pro Element und Tag) 5,00 
 Lautsprechanlage (Benützung, pro Tag) 18,00 
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 Stehtische (pro Tisch und Benützung) 5,00 
 Smovey’s (pro Set und Benützung) 1,00 
 
 
Tarife Vereinsbus für Vereine und Körperschaften (0 % USt) 
 1 Tag inkl. 300 km 89,00 
 1 Wochenende inkl. 500 km 199,00 
 für jeden weiteren Kilometer  0,30  
 
 
der Hundeabgabegebühr (0 % USt) 
 Hundeabgabe 30,00 pro Hund 
 Wachhunde 14,00 pro Wachhund 
 Hundemarke (einmalig)  2,00 
 
 
der sonstigen Gebühren (0 %, 10 % bzw. 20 % USt) 
 Hauschronik Teil 1 10,00  
 Hauschronik Teil 2 15,00  
 Wanderkarte 5,00  
 Legende 1,00  
 Gästebuchblätter  0,12 pro Stk. 
 A4 Kopie bzw. beidseitige Kopie 0,15 pro Stk. 
 A4 färbige Kopie bzw. beidseitige Kopie 0,30 pro Stk. 
 A3 Kopie bzw. beidseitige Kopie 0,30 pro Stk. 
 A3 färbige Kopie bzw. beidseitige Kopie 0,50 pro Stk. 
 Kindergartenkindertransport 10,00 pro Monat/Kind 
 Miete Schaukasten 44,40 pro Jahr 
 Trattenbacher Taschenfeitel 2,00 pro Stk. 
 Postkarte 0,50 pro Stk.   

  
Der Dienstpostenplan wird per 1.1. wie folgt festgesetzt: 
 
 PE DP Bew. neu DP Bew. alt Bemerkung B/VB 
 
Bedienstete der Allgemeinen Verwaltung 
 1,00  GD 10.1  B II - VII   B 
 2,00  GD 15.1  I/c   VB 
 1,00  GD 17.5  I/c   VB 
 1,50  GD 18.4  I/c   VB 
 1,00  GD 18.5  I/c   VB 
 1,00  GD 18.5  I/d   VB 
 1,00  GD 19.5  I/c   VB 
 0,50  GD 20.3  I/d   VB 
 1,00  GD 25.3  I/e   VB 
 
Bedienstete des Kindergarten-und Hortdienstes 
 0,80  GD 21.EB     VB 
 
Bedienstete des Handwerklichen Dienstes 
 1,00  GD 18.1  II/p 2  ad personam p1 VB 
 1,00  GD 18.3  II/p 2   VB 
 1,00  GD 19.1  II/p 3   VB 
 1,00  GD 19.1  II/p 3  ad personam p1  VB 
 1,00 GD 19.1 II/p 3 ad personam p2 VB 
 1,00  GD 19.2  II/p 3   VB 
 1,38  GD 25.1  II/p 4   VB 
 5,56  GD 25.1  II/p 5   VB 
Anzahl Sonstige  0,50 
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Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Finanzjahr 2015 zur Aufrechterhaltung der Zah-
lungsfähigkeit der Gemeindekasse in Anspruch genommen werden dürfen, wird mit 
500.000,00 EUR festgesetzt. Der Gesamtbetrag der Darlehen, die zur Bestreitung von Aus-
gaben des außerordentlichen Voranschlages bestimmt sind, wird auf 176.600,00 EUR fest-
gesetzt. Dieser Gesamtbetrag soll nach dem außerordentlichen Voranschlag für folgende 
Zwecke verwendet werden 
 
Wildbachverbauung Trattenbach        36.000,00 
Digitaler Leitungskataster (Bankdarlehen)     122.600,00 
Digitaler Leitungskataster (Landesdarlehen)       18.000,00 
 
 
Schuldendienst:  

Stand zu Beginn des Haushaltsjahres:  9.743.700,00 EURO 

Zugang = Neuaufnahme       176.600,00 EURO 
Abgang = Tilgung        413.700,00 EURO 
Stand am Ende des Haushaltsjahres:  9.506.600,00 EURO 
 
Der Zinsendienst beträgt € 89.200,00, der Gesamtschuldendienst somit € 502.900,00. 
Die Schuldendienstersätze lauten auf € 355.700,00, sodass der Nettoaufwand € 147.200,00 
beträgt. 
 
Beschlussantrag: 
Bürgermeister Steindler stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Voranschlag 
2015 in vorliegender Form, ebenso die Steuerhebesätze und Gebühren sowie den 
Dienstpostenplan, beschließen, nachdem er den Gemeindevoranschlag in allen An-
sätzen und die sonstigen gemäß § 74 Abs. 3 und 4 OÖ Gemeindeordnung 1990 erstell-
ten Voranschläge, einer Prüfung unterzogen hat. 
 
Beratung: 
 
Wortmeldung GV Stögmüller: 
Er fragt, was der Posten „Taschenfeitel 2,--/Stk.“ bedeutet. 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er erklärt, dass im Marktgemeindeamt Feitel aufliegen und dies der Verkaufspreis dafür ist. 
 
Wortmeldung Vize-Bgm. Großwindhager: 
Er stellt fest, dass für Straßenerhaltungsmaßnahmen einiges veranschlagt ist. Er appelliert, 
dass im Frühjahr so bald als möglich mit der Ortsplatzsanierung und der Schulstraße begon-
nen wird, weil  das Bezirksmusikfest in Ternberg stattfinden wird und zwar mit ca. 40 – 60 
Kapellen. Die Marschbewertung findet im Ortsplatzbereich statt und sollte da schon die Stra-
ße in Ordnung sein. 
Die Steigerung des Sozialhilfeverbandsbeitrages von jährlich 10 – 15 % hängt mit dem  
Chancengleichheitsgesetz zusammen. Dort sind 5 Millionen Euro veranschlagt. Dort sind für 
alle jene Menschen, die psychisch, körperlich und alkoholabhängig erkrankt sind, Unterstüt-
zungen beinhaltet und alle Gemeinden müssen da mitzahlen. 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er erklärt zur Ortsplatzsanierung, dass man sich bemüht, diese so bald als möglich durchzu-
führen, zur Schulstraße kann er noch nichts sagen, da es während des Altenheimbaues 
schwierig ist, diese Sanierung zu starten. Er spricht sich dafür aus, dass dies mit der Eröff-
nung des Altenheimes gemacht werden soll. 
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Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

2.Mittelfristiger Finanzplan 2015-2019 
 
GV Sieghartsleitner verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Sachverhalt: 
Der MFP 2015 bis 2019 wurde jedem Gemeinderatsmitglied gemeinsam mit dem Voran-
schlag zugestellt. 
 
 
Gesamtübersicht ordentlicher Haushalt 
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Gesamtübersicht außerordentlicher Haushalt 
 

 

 
 
Beschlussantrag: 
Bgm. Steindler stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den MFP 2015 bis 2019 wie 
vorgetragen beschließen. 
 
Beratung: 
 
Wortmeldung Vize-Bgm. Großwindhager: 
Er hat ein Problem mit dem Ankauf des zweiten Tanklöschfahrzeuges trotz aller Wertschät-
zung für die Feuerwehr. Er glaubt nicht, dass man in Ternberg noch ein weiteres Tanklösch-
fahrzeug braucht. Man sollte noch einmal mit LR Hiegelsberger darüber sprechen, ob dies 
unbedingt notwendig ist. 
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Wortmeldung GR Wasserbauer: 
Er fragt, warum  2015 im Budget nichts für die Sanierung der Sportanlage vorgesehen ist. 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er erklärt dazu, dass man noch immer nicht weiß, wie es weiter geht. Herr Großteßner-Hain 
hat ein Gespräch am kommenden Wochenende mit ihm und Vize-Bgm. Großwindhager ver-
sprochen. Er hofft, dass dann so rasch als möglich eine Entscheidung getroffen werden 
kann. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

3.VFI & Co KG - Voranschlag 2015 und MFP 2015-2019 
 
AL Mag. Hochmuth verliest den Amtsvortrag wie folgt: 
 
Sachverhalt: 
Der Voranschlag sowie der Mittelfristige Finanzplan der Verein zur Förderung der Infrastruk-
tur der Marktgemeinde Ternberg & Co KG sind gemäß Punkt 5.2 des Gesellschaftsvertrages 
von der Gemeinde als Kommanditistin zu genehmigen.  
 
Ordentlicher Haushalt 
 
Summe der Einnahmen 192.800,00 EURO 
Summe der Ausgaben 192.800,00 EURO 
Überschuss/Abgang     0,00 EURO 
 
Außerordentlicher Haushalt 
 
Summe der Einnahmen   598.700,00 EURO 
Summe der Ausgaben   594.900,00 EURO 
Überschuss 3.800,00 EURO 
 
Im ordentlichen Haushalt werden die allgemeinen Kosten der KG (Rechtsberatung, Buchfüh-
rung, EDV usw.) sowie die Betriebskosten und die Miete für das neue Zeughaus FF Tratten-
bach, Neue Mittelschule & VS Ternberg veranschlagt. Es ergibt sich ein rechnerischer Ver-
lust von  
€ 87.400,00 der in den außerordentlichen Haushalt übertragen wird. Zur Abdeckung dieses 
Verlustes muss die Gemeinde keinen Liquiditätszuschuss leisten. 
 
Die KG beschäftigt keine eigenen Bediensteten. 
 
Es ist kein Kassenkredit vorgesehen.  
 
Der Mittelfristige Finanzplan 2015 – 2019 umfasst folgende Vorhaben: 
 
Sanierung VS Ternberg 2015 2016 2017 2018 2019 
 
Kosten 0,00 1.853.800,00   0,00 0,00 0,00 
Bedeckung 0,00 1.853.800,00 0,00 0,00 0,00 
Saldo 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
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Sanierung NMS Ternberg 2015 2016 2017 2018 2019 
 
Kosten 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
Bedeckung 500.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
Saldo 500.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
 
 
Zwischenfin. NMS Ternberg 2015 2016 2017 2018 2019 
 
Kosten 500.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
Bedeckung 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
Saldo -500.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
 
Schuldendienst:  

Stand zu Beginn des Haushaltsjahres:  1.097.500,00 EURO 

Zugang = Neuaufnahme                  0,00 EURO 
Abgang = Tilgung        507.500,00 EURO 
Stand am Ende des Haushaltsjahres:     590.000,00 EURO 
 
Der Zinsendienst beträgt € 9.400,00, der Gesamtschuldendienst somit € 516.900,00. 
Die Schuldendienstersätze lauten auf € 0,00, sodass der Nettoaufwand € 516.900,00 be-
trägt. 
 
Beschlussantrag: 
Bgm. Steindler stellt den Antrag, der Gemeinderat möge dem vorliegenden Voran-
schlag 2015 sowie dem Mittelfristigen Finanzplan 2015 – 2019 der Verein zur Förde-
rung der Infrastruktur der Marktgemeinde Ternberg & Co KG die Zustimmung gemäß 
Punkt 5.2 des Gesellschaftsvertrages geben. 
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

4.Prüfbericht der PA-Sitzung vom 27.11.2014 
 
GR Felberbauer verliest den Prüfbericht wie folgt: 
 
Sachverhalt: 

B E R I C H T 
 

über die angesagte Prüfung der Gebarung der Marktgemeinde Ternberg 
am 27.11.2014 durch den Prüfungsausschuss gemäß § 91 der O.ö. Gemeindeordnung 

1990. 

Anwesende 
 
   

1. GR Jürgen Felberbauer BZÖ 
2. GR Mag.rer.soc.oec. Marco Vanek GRÜNE   
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3. GR Ing. Franz Derfler ÖVP 
4. GR Elisabeth Putz ÖVP   
5. GR Franz Eibenberger SPÖ  
6. GR Franz Gierer SPÖ 
7. Bürgermeister Leopold Steindler SPÖ    
8. AL Norbert Hochmuth   Leiter des Gemeindeamtes 

 9. Ursula Aigner    Schriftführerin 
 

Abwesende 
 

10. GR Edgar Blasl FPÖ  entschuldigt 
 

 
Beginn der Prüfung:  18:40 Uhr 

Ende der Prüfung: 21:00 Uhr 

Letzte Prüfung: Die letzte Prüfung der Gemeindegebarung durch den Prüfungsaus-
schuss hat am 18.09.2014 stattgefunden. 

TAGESORDNUNG 

1 .  Voranschlag 2015 

  
 2 .  Kostensituation Mittelschule (steigende Kosten aber weniger Schüler) 

  
 3 .  Freibadabrechnung 2014 

  

 4 .  Kanal Trattenbach – Status 
  

 5 .  Verkehrsanbindung Bäckengraben/Glockersteg – Projektentwicklung seit 2004 
  

6.  Allfälliges 
 
 
 

1. Voranschlag 2015 
 
Der Voranschlag ist erst am Tag der PA-Sitzung fertig geworden. Die PA Mitglieder haben 
die Möglichkeit die Fragen zum Voranschlag im Rahmen der Finanzausschusssitzung am 
02.12.2014 zu stellen. Der Kassenkredit wurde reduziert und nach der erforderlichen Aus-
schreibung an die OÖ. Sparkasse vergeben. Im OH sind ca. € 120.000,00 für Investitions- 
und Instandhaltungsmaßnahmen  veranschlagt; diese werden u.a. für die Inbetriebnahme 
des EASY, für das örtliche Entwicklungskonzept, EDV-Aufrüstung NMS, FF, für Sanie-
rungsmaßnahmen für das Kultur- u. Bildungshaus Trattenbach, Vorhaben Ortsplatzsanie-
rung, Güterweginstandhaltung und für die Sanierung des Kühlhauses verwendet. Die Investi-
tionen für den AOH werden vor allem für folgende Zwecke verwendet: Erschließungskosten 
Buchberger, Schaupp, Sparr; Löschwasserteich für FF Schattleiten, Straßenbau 2012-2014 
Sanierung Brücke Wallner/Trattenbach, Straßenbau 2015-2017 Derflerfeld u. Sportplatzstra-
ße und div. Hofzufahrten. 
 
Der im MFP gelistete Ankauf eines 2. TLF für die Feuerwehr ist noch fragwürdig und es soll geklärt 
werden in wie weit dies durchgeführt oder eingespart wird. 
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2. Kostensituation Mittelschule (steigende Kosten aber weniger Schüler) 
 
Die Kosten konnten, seitdem die NMS an die Nahwärme angeschlossen wurde, um mehr als 
€ 10.000  reduziert werden. 
Grund für die derzeit hohen Betriebskosten ist eine Aufrollung der Grundsteuer für die NMS 
rückwirkend mit 2012, da die Grundsteuerbefreiung für Bund, Länder und Gemeinden für 
eine Schule durch die Übernahme in die VFI weggefallen ist. Der Grundsteuerbetrag jährlich 
beläuft sich künftig auf ca. € 4.000. Zudem ist eine Förderung hinsichtlich der PV Anlage von 
jährlich insgesamt € 10.000 mit Ende 2013 ausgelaufen. 
Das Thema Schülerabwanderung stellt sich als schwierig dar, da die Schulleitung der NMS 
nach den Kapazitäten der Lehrerstunden den Unterricht zu gestalten hat und keine Möglich-
keiten sieht einen Schwerpunkt wie z.B. eine Sportklasse weiter zu betreiben. 
 
Die Schülerabwanderung soll durch Imagepflege der NMS vermindert werden. Unabhängig der Kapa-
zitätsfrage wäre die Überlegung hinsichtlich Schwerpunkt und eine spätere Umsetzung hierfür jeden-
falls hilfreich.  
 
 

3. Freibadabrechnung 2014 
 
Der Verlust 2014 lag bei € 49.418,63 
Die Anzahl der Besucher gegenüber dem Vorjahr schlägt sich aufgrund der schlechten Wet-
tersituation im Sommer mit 1500 weniger Besucher und den dadurch resultierenden geringe-
ren Einnahmen  nieder. Positiv zu erwähnen ist jedoch die Einsparung der Lohnkosten des 
Bademeisters (Reindl Renate), da durch die Vereinbarung mit Herrn Karger Dino keine 
Pacht zu verlangen dafür jedoch die Arbeiten zur Aufrechterhaltung des Badebetriebes (Ba-
demeister, Kontrolle der Wasserwerte bzw. Überprüfung der Anlage, Reinigungsarbeiten und 
dgl.) zu erledigen, keine Lohnkosten anfallen. Weiters sind diverse Investitionen, um die An-
lage attraktiver zu gestalten,(Solardusche bei Beach-Volley-Platz, neue Tischtennisplatte 
und Schläger) sowie Instandhaltungs-maßnahmen (neuer Zaun zum Minigolfplatz) getätigt 
worden. 
Herr Karger wird auch nächste Saison wieder das Freibad betreuen. 
Die Lärmentwicklungen bei den Festen im Freibad lagen lt. BM bei den Stichprobenmessun-
gen der Polizei im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben. 
Das Freibad verliert aktuell leider wieder Wasser. 

 
Die aktuelle Lösung soll jedenfalls weiterverfolgt werden. Vor der Lecksuche sollte vom Unternehmen 
eine klares Bekenntnis zu den möglichen, maximal anfallenden Reparaturkosten getroffen werden. 
 
 

4. Kanal Trattenbach - Status 
 
Es gab dazu eine Verhandlung am Gericht Steyr. 
Die Klage wurde vorgetragen und vom Richter wurde ein Sachverständiger aus Graz damit 
beauftragt ein Gutachten zu erstellen. Dieser wird am 4. Dezember damit beginnen. Auf An-
raten des Rechtsanwaltes Schloßgangl soll ein Vergleich mit Herrn Dieniesch angestrebt 
werden. Mit der Baufirma Haider wurde gleichzeitig  ein konstruktives Gespräch geführt. Die 
Firma Haider hat sich bereit erklärt, sämtliche Schächte zu tauschen sowie eine Ausgleichs-
zahlung von € 50.000,00 an die Gemeinde zu tätigen. Die Asphaltierungsarbeiten des ge-
samten Abschnittes übernimmt Fa. Haider nicht, diesbezüglich sollte jedoch mit der Stra-
ßenmeisterei eine Lösung gefunden werden. Bei der Firma Haider ist noch ein Haftrücklass 
mit € 80.000,00 ausständig, mit der Ausgleichszahlung von  
€ 50.000,00 wären dann nur mehr € 30.000,00 offen. Nach Austausch der Schächte stünde 
der Kollaudierung nichts mehr im Wege. 
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In wie weit ein Vergleich angestrebt werden soll oder nicht, soll jedenfalls durch das Einholen weiterer 
Fachmeinungen und eventuellen Praxiserfahrungen anderer Gemeinden entschieden werden. 
 
 

5. Verkehrsanbindung Bäckengraben/Glockersteg – Projektentwicklung  
 
Die Chronologie des Projektes Über/Unterführung im Bereich Bahnhof wird erläutert, der 
Inhalt der Besprechung vom 17.11.2014 am Gemeindeamt mit den Herren Gaigg und Durst-
berger von der ÖBB Infra nähergebracht. 
 
Lt. ÖBB muss seitens der Gemeinde bis Ende 2014 eine Entscheidung fallen.  

- Übereinkommen mit der Gemeinde für eine Ersatzlösung für beide EK´s, beide EK´s 
werden aufgelassen und die Ersatzlösung wie im bisher vorgelegten Übereinkommen 
errichtet und finanziert 

- Übereinkommen nur für EK Ofnerberg, diese EK wird damit aufgelassen und allen-
falls ein Ersatz-Gehweg errichtet, für die EK Fasangasse wird von den ÖBB die Fest-
stellung der Art der Sicherung beantragt, diese Kosten für diese Sicherung werden 
50:50 geteilt 

- Kein Übereinkommen – die ÖBB beantragen eine behördliche Feststellung für beide 
EK´s, dabei wird festgelegt, ob die EK´s weiterhin benötigt werden oder aufgelassen 
werden können und für den Fall des Weiterbestandes die Art der Sicherung, die Kos-
ten für diese Sicherung werden 50:50 geteilt. 

 
 

Glockersteg  
und Über- bzw. Unterführung im Bereich Bahnhof 

Chronologische Darstellung der bisherigen Maßnahmen 
 
 
1980/81 – erste Gespräche und Projekte für eine Überführung im Bereich Bahnhof Ternberg  
Gemeinde kauf Grund, Projekt wird nicht realisiert 
 
22.03.1993 – Antrag SPÖ im Gemeinderat dass Glockersteg Kinderwagen- und Behindertengerecht 
ausgebaut wird oder Überführung errichtet wird 
 
15.10.1993 Schreiben ÖBB das Überführungsprojekt nicht weiter verfolgt wird 
 
15.02.1996 – GR-Beschluss Auftrag an Architekt Schmid – Planung eines kinderwagengerechten Fuß-
gängerüberganges 
 
27.01.1997 – Grundsatzbeschluss des Bauausschusses über Neugestaltung des Glockerstegs  
wird nicht ausgeführt 
 
 

 
 
08.08.2005 – Ansuchen der Gemeinde an ÖBB Infrastruktur BauAG  
Planung einer Über- oder Unterführung zur Erschließung der Baugründe westlich der Bahn bzw. als 
Ersatz für den Glockersteg 
 
30.09.2005 – Schreiben ÖBB dass derzeit keine Planungen vorgenommen werden 
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06.02.2006 – Da offenbar keine Planungen muss Glockersteg saniert werden 
Zusage LH-Stv. Haider Kostenbeteiligung Sanierung Glockersteg (€ 20.000) 
Schreiben LH-Stv. Haider an ÖBB zwecks Kostenbeteiligung 
 
31.07.2006 – Besprechung mit ÖBB am Gemeindeamt 
Planungen Überführung / Unterführung werden nochmals überprüft 
 
07.05.2007 – Besprechung mit ÖBB am Gemeindeamt 
Gemeinde soll neuerlichen Antrag auf Über- oder Unterführungsprojekt stellen 
 
05.07.2007 – Grundsatzbeschluss des Gemeinderates über die Errichtung einer Straßenüber- oder 
unterführung im Bereich Glocker auf Grundlage des Projekts 1981 
 
06.02.2008 Besprechung mit ÖBB am Gemeindeamt 
Vorstellung Variantenuntersuchung mit Über und Unterführung ausgehend von Ennsbrücke hinter 
Häusern Reindl 
grundsätzlich ist lt. Auskunft ÖBB sowohl eine Über- als auch eine Unterführung realisierbar 
 
24.06.2008 Besprechung mit ÖBB am Gemeindeamt 
für weitere Vorgangsweise ist ein Planungsübereinkommen zu beschließen 
 
25.09.2008 Grundsatzbeschluss des Gemeinderates 
Gemeinderat beschließt, dass im Fall der Errichtung einer niveaufreien Lösung im Bereich Bahnhof 
(Basis: Machbarkeitsstudie 2007) der Auflassung beider Eisenbahnkreuzungen zugestimmt wird 
 
09.02.2009 Zusage LH-Stv. Haider dass ursprünglich für Sanierung Glockersteg zugesagte Finan-
zierung (€ 20.000) für Planung Über/Unterführung verwendet werden darf 
 
03.03.2009 Abschluss Planungsübereinkommen für Über- oder Unterführung 
Planungskosten von ca.  45.000,-- werden zu je 50 % geteilt 
Grundlage: Variantenuntersuchung 03.08.2007 
 
22.10.2009 Besprechung mit ÖBB am Gemeindeamt 
Projekt aus 80er-Jahren bzw. Variantenuntersuchung 2007 ist nicht realisierbar weil Anbindung an 
Straße im Bereich Brücke nicht möglich ist 
Ausarbeitung neuer Varianten (Bereich Glocker, Bereich Gruber, Lagerhaus) 
 
12.11.2009 Diskussion im Gemeindevorstand 
Neue Variante soll im Bereich Glocker realisiert werden 
 
23.08.2010 Besprechung mit ÖBB am Gemeindeamt 
ÖBB stellen neue Machbarkeitsstudie vor 
3 Varianten: Unterführung im Bereich Glocker, Überführung im Bereich Glocker, Überführung im 
Bereich Lagerhaus 
Gemeinde favorisiert Überführung im Bereich Lagerhaus 
 
08.11.2010 Verhandlungen mit Lagerhaus 
02.05.2011 Verhandlungen mit Menning Margarethe 
26.07.2011 Verhandlungen mit Lagerhaus 
 
31.05.2011 AV ÖBB 
aufgrund der verschiedenen Gegebenheiten erscheint nur mehr Variante Überführung im Bereich 
Glocker realisierbar und finanzierbar 
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29.05.2013 ÖBB melden sich und wollen Projekt weiter vorantreiben 
 
23.04.2014 Besprechung am Gemeindeamt mit ÖBB 
ÖBB legen Übereinkommen für die Umsetzung des Überführung Glocker vor 
Gemeindebeitrag € 150.000 plus Grundeinlöse Glocker 
 
08.05.2014 Übereinkommen wird im Gemeinderat diskutiert – Vertagung 
 
24.06.2014 Bauausschusssitzung – Pläne werden von ÖBB erläutert, Unterführung lt. ÖBB zu 
teuer (siehe AV 31.05.2011); Bauausschuss wünscht 3-D-Ansichten des Projektes 
 
14.07.2014 Besprechung mit ÖBB, Fraktionsobleuten und Ing. Kiesl (Land OÖ) 
Vorstellung erster 3-D-Bilder, eingehende Diskussion aller Möglichkeiten 
ÖBB Beitrag mit 2,3 Mio gedeckelt– sollte die Gemeinde eine teurere Variante wünschen (Unterfüh-
rung), so sind allfällige Mehrkosten von der Gemeinde zu übernehmen 
Entscheidung Gemeinde bis Ende Herbst 2014 nötig, ansonsten Ansuchen der ÖBB auf behördliche 
Feststellung 
 
16.07.2014 ergänzende Pläne durch ÖBB 
 
31.07.2014 ergänzende 3-D-Ansichten durch ÖBB 
 
04.11.2014 Schreiben Gruber – keine Grundabtretung für Überführung 
 
06.11.2014 erweiterte Bauausschusssitzung Mögliche Varianten werden diskutiert 
Erneuerung der Schrankenanlage 25 Punkte, Glocker Querung schräg 16 Punkte, Glocker gerade 
Querung 3 Punkte, Unterführung 1 Punkt 
17.11.2014 Besprechung ÖBB und Fraktionsobleute 
ÖBB stellen nochmals klar, dass aufgrund der geplanten Inbetriebnahme des elektronischen Stell-
werks im Bahnhof Ternberg 2018 unbedingt bis Jahresende 2014 eine Entscheidung der Gemeinde 
hinsichtlich der beiden Eisenbahnkreuzungen getroffen werden muss, ansonsten werden die ÖBB 
entsprechende behördliche Festlegungen beantragen 
 
19. – 21.11.2014 ÖBB übermitteln Kostenvoranschläge für Massen- und Grobkostenermittlung 
Überführung schräg sowie für 3-D-Visualisierung beider Überführungsvarianten 
Grobkostenermittlung wird beauftragt, 3-D-Visualisierung aufgrund der Kosten (ca. € 20.000) vorerst 
nicht 
 
Der PA spricht sich für eine 3-D-Visualisierung aus und findet die Investition in eine 3D-Ansicht 
zweckmäßig um einen so weitreichenden Entschluss für eine Überführung (gerade od. schräg)treffen 
zu können. Die gerechtfertigte Höhe der Planungskosten dazu soll der BM von Erich Frauenberger 
beurteilen lassen. GR Eibenberger würde auch gerne geprüft wissen, ob eine offene Variante mit Säu-
len anstatt der geplanten Böschungen auch in Betracht gezogen bzw. als 3D-Plan gemacht werden 
kann. 
 

6. Allfälliges 
 
Winterdienst – offene Rechnung 
BM Steindler berichtet von einem Gespräch mit Herrn Hollnbuchner betreffend der offenen 
Rechnungen über € 42.000 Abrechnung Winterdienst: 
Folgende Vereinbarung wurde getroffen: Herr Hollnbuchner bringt heuer noch 2 Rechnungen 
mit jeweils € 17.500, wobei eine sofort zahlbar und eine 2015 zahlbar ist. Zum Zeitpunkt der 
Sitzung sind diese Rechnungen noch nicht am Gemeindeamt eingelangt. 
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Status Sportanlage: 
GR Ing. Derfler möchte noch zum Projekt Sportanlage den neuesten Stand wissen.  
Bgm. Steindler erklärt, dass es noch Gespräche mit Herrn Großteßner-Hain bezüglich des 
betreffenden Grundstücks geben soll. Außerdem ist betreffend der Verkabelung der darüber 
führenden Hochspannungsleitung noch eine Lösung mit der Energie AG zu finden. 
 
 
Beschlussantrag: 
GR Felberbauer stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Prüfbericht der Prü-
fungsausschusssitzung vom 27.11. wie vorgetragen beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

5.Kassenkredit 2015 
 
GR Gierer verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Sachverhalt: 
Gemäß § 83 (1) OÖ Gemeindeordnung 1990 können die Gemeinden zur rechtzeitigen Leis-
tung von Ausgaben des ordentlichen Gemeindevoranschlages Kassenkredite bis zu einer 
Höhe von 1/4 der Einnahmen des ordentlichen Gemeindevoranschlages aufnehmen. Für das 
Jahr 2015 wurde der Kassenkredit mit € 500.000,- festgesetzt. 
 
Zur Anbotslegung wurden mittels Ausschreibung vom 07. November 2014 neun Geldinstitute 
eingeladen. 
 
Die Anbotseröffnung fand am Freitag, den 21. November 2014, um 09.30 Uhr in der Ge-
meindekassa des Marktgemeindeamtes Ternberg statt. Anwesend waren von der Marktge-
meinde Ternberg, Aigner Silvia sowie von den Anbotslegern Hr. Nagler von der Raiffeisen-
bank Ennstal. 
 
 

Die Anbotseröffnung bringt das in der folgenden Übersicht festgehaltene Er-
gebnis:  

 

Geldinstitut 6 M-Euribor 3 M-Euribor Haben-
Zinsen 

Anmerkung 

Raiffeisen Landesbank 
 
abgegeben: 
kein Angebot 

Aufschlag:    
 
   

Aufschlag:   
 
   

Zinssatz:     

Raiffeisenbank Ennstal 
 
abgegeben: 
20.11.2014 

Aufschlag:  0,70 % 
 
  0,881 % 

Aufschlag: 0,70 % 
 
  0,779 % 

Zinssatz:  0,10 % Überziehungszinsen: 
6% 

Sparkasse OÖ 
 
abgegeben: 
20.11.2014 

Aufschlag:  0,55 % 
 
  0,731 % 

Aufschlag:  0,65 % 
 
 0,729 % 

Zinssatz:  0,05 % Überziehungszinsen: 
6% 
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Oberösterreichische 
Landesbank AG 
 
abgegeben: 
14.11.2014 

Aufschlag:  0,50 % 
 
 0,681 % 
 
  

Aufschlag:  0,50 % 
 
  0,579 % 
 
 

Zinssatz:  0,01 % Verzugszinsen: 2,5%; 

Rahmenprovision 

0,25% - für den zur 

Verfügung gestellten 

Rahmen 

Bank Austria Creditan-
stalt 
 
abgegeben: 
19.11.2014 

Aufschlag:  

Kein Anbot 
   

Aufschlag:  1,15 % 
 
 1,229 % 

Zinssatz:  0,05 % EONIA: Aufschlag 
1,15%, Gesamt 1,15% 
Keine Überziehungs-
zinsen 

Volkskreditbank AG 
 
abgegeben: 
20.11.2014 

Aufschlag: 1,60 % 
 
 1,78 % 

Aufschlag:  1,60 % 
 
 1,68 % 

Zinssatz: 0,125 
% 

Überziehungszinsen: 
6% 

Bawag PSK 
 
abgegeben: 
14.11.2014 

Aufschlag:   
 
Kein Anbot 

Aufschlag: 0,75 % 
 
 0,829 % 

Zinssatz:  0,01 % Überziehungszinsen: 
5,5% 

Kommunalkredit AG 
 
abgegeben: 
kein Angebot 

Aufschlag:  Aufschlag:  Zinssatz:     

Volksbank Alpenvorland 
 
abgegeben: 
17.11.2014 

Aufschlag: 1,09 % 
 
 1,271 % 
 
  

Aufschlag: 1,19 % 
 
1,269% 
 
  

 Zinssatz:  
0,0625 % 

Überziehungszinsen: 
6% 

 

 
Die Oberösterreichische Landesbank AG hat zwar mit 0,50% die geringsten Aufschläge auf 
den 6- bzw. 3-Monats-Euribor. Allerdings wird eine Rahmenprovision von 0,25% für den zur 
Verfügung gestellten Rahmen (500.000) verrechnet. Dieses Angebot ist daher nur bei einer 
durchschnittlichen sehr hohen Ausnützung günstiger. Eine hohe Ausnutzung ist nicht zu er-
warten, daher ist die Sparkasse Oberösterreich mit einem Aufschlag von 0,55 % beim 6-
Monats-Euribor Bestbieter. 
 
Beschlussantrag: 
GR Gierer stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, den Kassenkredit 
2015 in Höhe von € 500.000,00 an die Sparkasse Oberösterreich zu vergeben. Der 
Zinssatz ist an den 6-Monats-Euribor mit einem Aufschlag von 0,55 % gebunden. 
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
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6.Errichtung eines Löschwasserbehälter (FF Schattleiten) - Beschluss 
des Finanzierungsplanes 

 
GR Eibenberger verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Sachverhalt: 
Mit Schreiben vom 20.10.2014, IKD-2014-65610/5-Mt, wurde der Gemeinde mitgeteilt, dass 
aufgrund des Antrages vom 14.05.2014 auf Gewährung einer Bedarfszuweisung für die Er-
richtung des Löschwasserbehälters (FF Schattleiten) folgender Finanzierungsplan erstellt 
wurde. 
 

 
 
Die Finanzierung ist vom Gemeinderat zu beschließen. 
 
Beschlussantrag: 
GR Eibenberger stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den vom Land mit Schreiben 
vom 20.10.2014, IKD-2014-65610/5-Mt, vorgelegten Finanzierungsplan für die Errich-
tung des Löschwasserbehälters (FF Schattleiten) wie vorgetragen beschließen. 
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

7.Dienstpostenplanänderung 
 
GV Steindler Günther verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Sachverhalt: 
Gemäß den Bestimmungen der Handwerkerdienstzweigeverordnung für Gemeindebediens-
tete für Facharbeiter ist nach einer zehnjährigen Verwendung im erlernten Beruf die Über-
stellung in die nächsthöhere Entlohnungsgruppe möglich. 
 
Der Bauhofmitarbeiter Anton Felbauer erfüllt diese Voraussetzungen und hat daher um 
Überstellung in die Entlohnungsgruppe 1 angesucht. 
 
Um die Überstellung durchführen zu können, muss der derzeit gültige Dienstpostenplan da-
hingehend geändert werden, dass der Dienstposten von Herrn Felbauer ad personam auf p1 
aufgewertet wird. 
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Beschlussantrag: 
GV Steindler Günther stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, den 
Dienstpostenplan wie folgt zu ändern: 
 
1 VB GD19.2 II/p3 ad personam p2 NEU 1 VB  GD 19.2 II/p3 ad personam p1 
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

8.JUZ - Abschluss einer Vereinbarung mit dem JZVOÖ. 
 
GR Hager Carina verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Sachverhalt: 
Der Jugendzentrumsverband Oberösterreich bietet Gemeinden, die ein Jugendzentrum be-
treiben an, dieses Personal mittels Dienstvertrag anzustellen, wo sie dann auch unfallversi-
chert sind, da es sich um geringfügig beschäftigte MitarbeiterInnen handelt. Die Entgeltsätze 
sind im Kollektivvertrag der Berufsvereinigung von Arbeitgebern für Gesundheits- und Sozi-
alberufe (BAGS) geregelt. Die Betreuer/innen bei uns sollen in BAGS 5 entlohnt werden. 
Die Marktgemeinde Ternberg refundiert dem JZV die Personalkosten pro Monat für 10 Mo-
nate (Juli+August nicht, weil JUZ geschlossen ist) und hat einmal jährlich eine Verwaltungs-
pauschale in Höhe von  € 750,-- + € 1.170,-- für die Lohnkostenverrechnung zu bezahlen. 
Es handelt sich um folgende Personen: Fürweger Silvia, Hornig German, Fachberger Kers-
tin, Brandstetter Christine und Wührer-Streicher Silvia – neu ab 2015. 
Vertretung für allfällige Krankenstände übernimmt Frau Köster Judith. Sie stellt dann eine 
Honorarnote und wird über diese bezahlt. 
Weiters bietet dieser Verein auch Unterstützung im Programmablauf, bei Projekten, Work-
shops, sowie bei der Suche nach Personal bzw. Vertretungen an. Diese Dienstleistungen 
sind gratis. 
 
Es hat auch ein persönliches Gespräch zwischen den JUZ-MitarbeiterInnen und dem Ge-
schäftsführer des Jugendzentrumsvereins gegeben. Es haben sich alle sehr positiv und für 
eine Anstellung bei diesem Verein ausgesprochen. 
 
Die Angelegenheit wurde auch bereits im Familienausschuss behandelt und hat sich dieser 
auch für diese Regelung ausgesprochen. 
 
Der vorbereitete Vertrag wurde jedem Gemeinderatsmitglied zugestellt und wird auf eine 
Verlesung verzichtet. 
 
Beschlussantrag: 
GR Hager Carina stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Vertrag zwischen Ju-
gendzentrumsverband OÖ. und der Marktgemeinde Ternberg vollinhaltlich beschlie-
ßen. 
 
Beratung: 
 
Wortmeldung GR Blasl: 
Er fragt,  warum für in Ternberg ansässige und arbeitende MitarbeiterInnen bei einem Ver-
ein, der in Linz beheimatet ist, Lohnkosten und Beiträge gezahlt werden. Weiters möchte er 
wissen, ob dieser Verein parteiisch oder unparteiisch ist.  
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Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er erklärt nun, dass mit dieser Pauschale alle Tätigkeiten des Vereins für unsere Mitarbeite-
rInnen beglichen wird. Gleichzeitig muss man für die Lohnverrechnungsarbeiten einen Bei-
trag bezahlen. Diese Lösung der Anstellung wurde deshalb in Erwägung gezogen, weil die 
Gemeinde keine Dienstposten vom Land für JUZ-BetreuerInnen genehmigt bekommt. 
Es gibt bereits mehrere Gemeinden in Oberösterreich, die diese Verträge mit dem Verein 
abgeschlossen haben und sind diese sehr zufrieden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

9.Übereinkommen mit ÖBB betreffend  Auflassung Fußgängerübergang 
"Glockersteg" 

 
Bgm. Steindler verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Sachverhalt: 
In der GR-Sitzung am 08. Mai 2014 sollte ein Planungsübereinkommen mit den ÖBB bezüg-
lich der Errichtung einer Überführung im Bereich Glocker als Ersatz für die bestehenden Ei-
senbahnkreuzungen und den Glockersteg beschlossen werden. 
 
Aufgrund verschiedener offener Fragen wurde dieser Tagesordnungspunkt damals vertragt. 
 
Mittlerweile hat es mehrere weitere Gespräche mit den ÖBB gegeben. Nachdem Herr Gru-
ber erklärt hat, dass er keinen Grund für eine mögliche Überführung zur Verfügung stellen 
wird, ist mittlerweile auch klar, dass als Standort nur mehr der Bereich Glocker in Frage 
kommt. Zuletzt wurde noch darüber diskutiert, ob die Überführung als gerade oder schräge 
Variante ausgeführt wird. 
 
Zu beachten ist, dass es spätestens mit der Inbetriebnahme des elektronischen Stellwerks 
im Bahnhof Ternberg 2018 eine Lösung geben muss. Nachdem speziell für ein allfälliges 
Ersatzbauwerk entsprechende Vorlaufzeiten anfallen, wollen die ÖBB noch heuer eine Ent-
scheidung seitens der Gemeinde. 
 
Aus Sicht der ÖBB sind nun folgende weiteren Vorgangsweisen denkbar: 
 

 Übereinkommen mit der Gemeinde für eine Ersatzlösung für beide EK’s, beide EK’s 
werden aufgelassen und die Ersatzlösung wie im bisher vorgelegten Übereinkommen 
errichtet und finanziert 

 Übereinkommen nur für EK Ofnerberg, diese EK wird damit aufgelassen und allenfalls 
ein Ersatz-Gehweg errichtet, für die EK Fasangasse wird von den ÖBB die Feststellung 
der Art der Sicherung beantragt, diese Kosten für diese Sicherung werden 50:50 geteilt 

 Kein Übereinkommen – die ÖBB beantragen eine behördliche Feststellung für beide 
EK’s, dabei wird festgelegt, ob die EK’s weiterhin benötigt werden oder aufgelassen 
werden können und für den Fall des Weiterbestandes die Art der Sicherung, die Kosten 
für diese Sicherung werden 50:50 geteilt 

 
Seitens der ÖBB wurden in der KW 49 überarbeitete Pläne und Kostenschätzungen – auch 
für eine schräge Überfahrtsbrücke – vorgelegt. Weiters wurde eine 3-D-Simulation auf Basis 
Google-Earth ausgearbeitet. Diese Unterlagen wurden allen Fraktionen vorab zugestellt. 
 
Seitens des Gemeinderates soll nunmehr der grundsätzliche Beschluss für die Errichtung 
einer Überführung im Bereich Glocker anstelle der bisher bestehenden Eisenbahnkreuzun-
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gen getroffen werden. Die genaue Ausführung und Gestaltung der Überführung sowie der 
damit zusammenhängenden Verkehrswege soll noch unter Einbeziehung des Ortsplaners 
und allenfalls weiterer Fachleute festgelegt werden. Sobald die endgültige Gestaltung fest-
steht, wird von den ÖBB ein entsprechendes Planungsübereinkommen ausgearbeitet, wel-
ches dann wiederum vom Gemeinderat zu beschließen ist. Dieses Planungsübereinkommen 
soll spätestens in der GR-Sitzung am 12. März 2015, nach Möglichkeit jedoch bereits früher, 
beschlossen werden. 
 
Beschlussantrag: 
Bgm. Steindler stellt den Antrag, der Gemeinderat möge grundsätzlich beschließen, 
anstelle der bestehenden Eisenbahnkreuzungen eine Überführung im Bereich Glocker 
(Bahn-km 33.853 der ÖBB Strecke St. Valentin-Selzthal) zu errichten. 
Nach Abschluss der endgültigen Planungen soll bis spätestens 12. März 2015 ein ent-
sprechendes Übereinkommen mit der ÖBB Infrastruktur AG betreffend die Planung 
und Errichtung dieser Überführung beschlossen werden. 
 
Beratung: 
 
Bgm. Steindler teilt mit, dass der Wunsch besteht, die Situierung der Überführung auf 
Google-Earth anzuschauen und bittet er AL Mag. Hochmuth um die Darstellung. 
Er spricht sich für eine gerade Ausführung der Überführung aus. 
 
Wortmeldung GR Felberbauer: 
Er fragt, wie die Kostensituation für die Gemeinde tatsächlich aussieht und er will wissen, ob 
es eine schriftliche Aussage gibt, wie hoch der Betrag konkret wäre. Gibt es einen Sachver-
halt von Juristen oder vom Gemeindebund. Man hat ja nur die Mitteilung der ÖBB vorliegen. 
Es gibt keine konkreten Aussagen dazu, sondern immer nur eine Aufteilung der Kosten von 
50 : 50. Gesetzlich ist dies nicht so geregelt, wie es jetzt hier dargestellt wird.  
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er teilt mit, dass bei diesem Übereinkommen Gesamtkosten von 2,8 Mio. Euro veranschlagt 
sind, davon sind 300.000,-- für den Ankauf des Hauses Glocker und 150.000,-- als Beitrag 
der  Gemeinde für das Projekt Überführung. Hr. Gaigg von der ÖBB hat festgestellt, dass sie  
2,3 Mio Euro für dieses Projekt zur Verfügung haben, den Rest muss die Gemeinde bezah-
len, egal wie dieses Projekt weitergeführt wird. Das hat der  Vorstand ÖBB bereits geneh-
migt. 
Er rechnet damit, dass man mit 500.000,-- nicht auskommen wird, weil die Anbindung der 
Weingartenstraße und noch andere Dinge noch nicht inkludiert sind. Er schätzt, dass insge-
samt 600.000,-- bis 700.000,-- Euro anfallen werden. Sollten Wertminderungen für die um-
stehenden Häuser zu zahlen sein, dann  sind diese Entschädigungen noch nicht dabei. Beim 
Land OÖ. gibt es eine Stelle, die die Gemeinde in dieser Frage unterstützen würde. 
 
Wortmeldung GR Felberbauer: 
Er fragt noch einmal zur Teilung der Kosten zwischen Gemeinde und ÖBB. Juristisch sollte 
dies geprüft worden, ob dieser Deal der ÖBB mit der halbe halbe Lösung für die Gemeinde 
wirklich annehmbar ist oder ob es noch eine andere Möglichkeit gibt. Er möchte, dass man 
beim Gemeindebund oder bei einer anderen zuständigen Stelle nachfragt. 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er stellt fest, dass die ÖBB keinen Deal vorgeschlagen hat. Es gibt ein Gesetz, wo die Ge-
meinden ihren Anteil in Höhe von 50 % zu diesen Auflassungen von Übergängen bezahlen 
müssen. Er erläutert die Tatsachen bei diversen Übergängen. 
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Wortmeldung GR Felberbauer: 
Er stellt dazu fest, dass ihm persönlich ein Jurist vom Gemeindebund die Auskunft erteilt hat, 
dass es die Regelung einer Kostenteilung von 50 : 50 gibt, dies ist im § 48 Abs. 2 in dem 
Gesetz geregelt. Dies ist aber nur dann, wenn kein Einvernehmen hergestellt werden kann. 
Gleichzeitig kommt aber eine Kommission, wenn es keine Regelung gibt, die die Sachlage 
begutachtet, wie das Projekt genau ausschaut und welche Interessen die Gemeinde hat und 
ob die Kosten entsprechend aufgeteilt werden können oder nicht. Sollte die Gemeinde schon 
einmal für die Errichtung eines solchen Überganges etwas bezahlt haben, dann würden sich 
die Kostenanteile auch noch einmal ändern.  
Er hat auch persönlich mit Herrn Kainrad vom Lagerhaus gesprochen. Dabei wurde ihm ge-
sagt, dass sich das Lagerhaus schon vorstellen könnte, dass eine Querung auf dem Lager-
hausareal möglich wäre, ohne das Geschäft aufzugeben. Hr. Kainrad ist nicht abgeneigt, er 
will aber Projektvarianten sehen, um eine ordentliche Diskussion darüber führen zu können. 
Sollte für das Lagerhaus keine wesentlichen Nachteile erwachsen, könnten sie sich einen 
Übergang sehr wohl vorstellen. 
Das Lagerhaus hat auch schon Erfahrungen mit der ÖBB gemacht, die nicht unbedingt ganz 
einfach waren. Hier wurden auch Kosten angegeben, die vom Lagerhaus auf Eigeninitiative 
auch ausgeschrieben wurden und dort waren diese Kosten wesentlich niedriger als von der 
ÖBB angegeben. 
GR Felberbauer ist auf alle Fälle dafür, dass eine ordentliche Lösung gesucht und gefunden 
werden muss und gibt Bgm. Steindler prinzipiell auch Recht. 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er erklärt, dass die ÖBB klar definiert hat, wenn es keine Lösung gibt, dann werden sie von 
sich aus blockieren. Sie müssen bis 2018 für die Übergänge eine Lösung haben, weil ab 
diesem Zeitpunkt der Bahnhof Ternberg automatisiert wird. 
Es wurde schon viel diskutiert und er sieht es schon so, dass man endlich zu einer Lösung 
kommen muss. 
 
Wortmeldung GR Putz: 
Sie stellt fest, dass dies schon Jahre lang so geht und aber auch von Seiten der ÖBB bis 
jetzt nichts gemacht worden ist. Jetzt heißt es auf einmal, dass etwas verzettelt wird. Sie 
sieht es als Projekt für die nächsten 100 Jahre und hier sollte schon alles klar sein. Wie man 
jetzt von GR Felberbauer gehört hat, sind viele Dinge nicht bedacht worden.  
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er holt aus und teilt mit, dass  2007 und 2008 schon Verhandlungen diesbezüglich geführt 
wurden und die ÖBB hat auf Grund der damaligen Verhandlungen dann die Pläne gemacht. 
Die Variante mit dem Lagerhaus, wo man auf der Rückseite vorbeigeht, wurde auch geprüft. 
Vize-Bgm. Großwindhager hat sich auch damit befasst. Es ist aber nicht realisierbar. 
 
Wortmeldung GV Stögmüller: 
Wenn im Bäckengraben erzählt wird, der Bürgermeister sagt, dass die ÖVP für einen 
Schranken ist, dann weise ich dies klar zurück, warum der Bürgermeister dies sagt, kann ich 
nicht beurteilen, aber alle Gemeinderäte und Gäste können sich angesichts des anstehen-
den Wahljahres ihre eigene Meinung bilden. 
Die Reihung, die bei der erweiterten Bauausschusssitzung zustande gekommen ist, hat eine 
Punktezahl von 25 für eine Schrankenanlage ergeben. Der Bürgermeister weiß so gut wie 
jeder andere, dass diese 25 Punkte von Gemeinderäten aller Fraktionen vergeben wurden. 
Die Vermittlung der möglichen Varianten und die Entscheidung erfolgte aufgrund des vor-
herrschenden Wissensstandes. Ich hoffe, dass, im Sinne einer guten Zusammenarbeit, künf-
tig die Verbreitung von derartigen Falschmeldungen über die Arbeit der ÖVP unterbleibt, 
bzw. dass man solche Aussagen richtigstellt und das, obwohl 2015 ein Wahljahr ist! 
Jeder Gemeinderat in unserer Fraktion stimmt nach bestem Wissen und Gewissen ab und ist 
dabei nur den Ternberger Bürgern verpflichtet. Wenn wir dabei auch die eine oder andere 
unangenehme Wahrheit aussprechen, so ist das Teil dieser Verpflichtung! Allein unserer 
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Hartnäckigkeit ist es zu verdanken, dass in der Causa Überführung bereits Verbesserungen 
gegenüber dem ersten Vorschlag der ÖBB erreicht werden konnten. Bei einem Jahrhundert-
projekt wie diesem genügt es nicht, aufgrund von jahre alten Erkenntnissen zu entscheiden.  
Es war wichtig, dass vor der Abstimmung noch einmal alle Varianten geprüft worden sind. 
Letztendlich scheint als einzig gangbare Variante ohnehin die Überführung beim Glocker 
übriggeblieben zu sein. Jene, die sich um die bestmögliche Lösung bemühen, als Verhinde-
rer oder Blockierer darzustellen, ist meiner Meinung nach nicht die feinste Art! 
Zum Vorgehen der ÖBB in dieser Frage möchte ich noch anmerken, dass man das Gefühl 
hat, als Gemeindevertreter unter Druck gesetzt zu werden. Da werden Drohungen ausge-
sprochen, Ultimaten gestellt und am Freitagnachmittag Termine für Montagnachmittag ange-
setzt. Für jeden berufstätigen Gemeinderat ist es unmöglich, solche Besprechungstermine 
wahrzunehmen! Aufgrund dieses Vorgehens und weil ich die momentan umsetzbare Über-
führungsvariante langfristig keineswegs für die beste halte, habe ich überlegt, mich bei der 
Abstimmung aus Protest meiner Stimme zu enthalten. Ich habe mich aber stattdessen ent-
schlossen, einen Gegenantrag einzubringen, der den ursprünglichen Antrag um eine Kos-
tenobergrenze sowie die Verpflichtung der ÖBB zur Baulandmobilisierung ergänzt. Als Ge-
meinderäte tragen wir Verantwortung für Ternberg, eine Bevormundung durch andere, auch 
durch die ÖBB, kann ich nicht mittragen! 
 
Gegenantrag GV Stögmüller: 
Ich stelle den Gegenantrag, der Gemeinderat möge grundsätzlich beschließen, anstel-
le der bestehenden Eisenbahnkreuzungen eine Überführung im Bereich Glocker (ca. 
Bahn-km 33.8 der ÖBB Strecke St. Valentin-Selzthal) zu errichten. Sollte sich aufgrund 
der neuen Erkenntnisse zum Standort Lagerhaus herausstellen, dass dort eine 
zweckmäßigere Querung möglich ist, so ist dem gegenüber Glocker der Vorzug zu 
geben. Es soll dabei mit der ÖBB-Infrastruktur AG eine Deckelung der Gemeindekos-
ten von EUR 600.000.- vereinbart werden, sofern die ÖBB nicht ohnehin alleine für die 
Kosten aufkommen muss. 
Nach Abschluss der endgültigen Planungen soll bis spätestens 12. März 2015 ein ent-
sprechendes Übereinkommen mit der ÖBB Infrastruktur AG betreffend die Planung 
und Errichtung dieser Überführung beschlossen werden. Dieses Übereinkommen soll 
auch die Verpflichtung  der ÖBB zur Mobilisierung des Baulandes enthalten.  
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er stellt fest, dass dieser Gegenantrag einige Forderungen enthält. Er schließt sich betref-
fend Mobilisierung des Baulandes GV Stögmüller an. Er weist die erhobenen Vorwürfe aber 
zurück. Er wird von Bewohnern des Bäckengrabens angesprochen, dass er als ÖBB-
Bediensteter das größte Interesse daran hat, dass dieses Projekt so durchgeführt wird. Dies 
stimmt nicht, er weiß nicht, wer dies gesagt hat. Er spricht nicht als ÖBB-Bediensteter son-
dern als Bürgermeister.  
 
Wortmeldung GR Blasl: 
Er spricht sich massiv gegen eine Überführung aus. Die Lärmentwicklung ist für die Anwoh-
ner ein Wahnsinn. Man erinnert sich vielleicht an die Vorgaben beim Heizwerk, dort war es 
auch fast nicht möglich, wegen der zu erwartenden  Emmissionen dieses zu errichten. Er 
stimmt dieser Überführung nie zu. 
Man ist abhängig von den Zahlen der ÖBB. Er spricht sich für eine Unterführung aus. Es 
wurde von der ÖBB nie eine ordentliche Unterführungsvariante angeboten. Die Überführung 
würde einen sehr hohen Wertverlust für die Anrainer bedeuten. Weiters sollten auch Schall-
schutzuntersuchungen durchgeführt werden. 
 
Wortmeldung GR Hager Johann: 
Er kann dem Gegenantrag von GV Stögmüller im Hinblick auf die Baulandmobilisierung fol-
gen, mit der Kostengrenze ist er nicht einverstanden. Er glaubt nicht, dass man noch einmal 
so ein kostengünstiges Angebot von der ÖBB erhalten wird. Wenn die Gemeinde jetzt nicht 
mitzieht, könnte die ÖBB dann auf stur schalten und dann muss die Gemeinde bei einer Be-
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schrankung mitzahlen, was nicht mehr so billig sein wird.  Es ändert auch daran nichts, dass 
der Glockersteg neu gebaut werden muss, weil dieser baufällig ist. Mit 600.000,-- Euro wird 
man da nicht das Auslangen finden. Die Erhaltung des Glockersteges würde auch einiges 
kosten.  
Jetzt käme man mit einer kostengünstigen Lösung davon. Er will, dass dies nächstes Jahr in 
den Ausschüssen, vorzugsweise im Bauausschuss, behandelt wird, damit man zu einer Lö-
sung kommt. Jetzt soll ein Grundsatzbeschluss gefasst werden, es wurde schon genug dis-
kutiert. Wie die Detailplanung aussieht, muss dann erst gesehen werden. 
 
Wortmeldung GV Steindler Günther. 
Wenn er sich richtig erinnert, gibt es bereits einen Grundsatzbeschluss des Gemeinderates 
von 2007 über eine Überführung anstelle des Glockersteges. Er hat ein gewisses Problem 
mit dem Gegenantrag und zwar spricht er sich auch für eine Baulandsicherung aus, aber der  
Kostendeckelung kann er nicht die Zustimmung geben. Was ist, wenn man über die 
600.000,-- hinauskommt mit Anrainerersatzzahlungen. Diese angenommenen Kosten sind 
nicht fundiert, man kennt auch die tatsächlichen Kosten noch nicht. Man kennt nur die 
300.000,-- für die Hausablöse und 150.000,-- als Beitrag, alles andere kennt man noch nicht. 
Die Einbindung für die Weingartenstraße ist auch nicht inkludiert, eine Querung für die Fuß-
gänger muss geschaffen werden und auch nicht beinhaltet.  
Die Variante Lagerhaus ist eingehend geprüft worden, er hat persönlich mit Hr. Kainrad ge-
sprochen, sie verlangen einfach zu viel Geld.  
Er stimmt dem Gegenantrag nicht zu. 
 
Wortmeldung GV Sieghartsleitner: 
Er ist der Meinung, dass alle bemüht sind, eine Lösung zu finden. Es ist schon richtig, dass 
mit der ÖBB nicht einfach ist zu verhandeln. Er spricht sich aber dagegen aus, sich nicht zu 
sehr einzuengen für die Zukunft.  Es wurde eingehend versucht, einen anderen Standort zu 
finden. Eine weiter hinten liegende Querung wäre sicher wünschenswert. Die Darstellung 
von GR Hager Johann  ist ganz gut. Er ist auch für eine Baulandmobilisierung, zur Kosten-
deckelung kann er sich auch nicht positiv äußern. Es sollte trotzdem versucht werden, dass 
die ÖBB der Gemeinde kein Kostenkorsett umbinden darf. Wenn man die Kostendeckelung 
weglassen könnte, dann wird er sich für diesen Gegenantrag entscheiden. 
Er glaubt nicht, dass man später noch zu einer halbwegs günstigen Verkehrslösung kommen 
wird. Eine Fußgängerlösung für die Menschen muss gefunden werden. Billiger wird es auf 
keinen Fall werden. 
 
Wortmeldung GV Stögmüller: 
Er erklärt, dass er diesen Kostendeckel gezielt hineingenommen hat, weil die Kostenschät-
zung von der ÖBB mit 2,3 Mio Euro festgelegt wurde und sie erklärten, dass sie nicht mehr 
bezahlen werden. Was passiert, wenn das Projekt viel mehr kostet als hier aufgezeigt. Wer 
trägt dann die Differenz, muss das die Gemeinde bezahlen?  
 
Wortmeldung GR Gierer: 
Er spricht die Problematik von Kosten bei Großprojekten in Ternberg an. Wer hat etwas ge-
sagt bei der Unterführung B 115 oder in Trattenbach. Die Kosten wurden bereits unter einem 
anderen Punkt im Mittelfristigen Finanzplan beschlossen. Bei etwaigen Kostenerhöhungen 
wurden ja schön öfters im Gemeinderat wieder Beschlüsse gefasst. 
Es müssen aber ohnehin noch eigene Beschlüsse gefasst werden, für Straßeneinbindungen 
und für die Fußgänger. Es werden bei jedem weiteren Wunsch auch entsprechende Kosten 
anfallen. 
 
GV Steindler Günther  stellt den Antrag, die Sitzung für eine Beratung zu unterbrechen. Die 
SPÖ-Fraktion zieht sich geschlossen um 20.40 bis 20.50 zur Beratung zurück. 
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Gegenantrag GV Stögmüller: 
Ich stelle den Gegenantrag, der Gemeinderat möge grundsätzlich beschließen, anstel-
le der bestehenden Eisenbahnkreuzungen eine Überführung im Bereich Glocker (ca. 
Bahn-km 33.8 der ÖBB Strecke St. Valentin-Selzthal) zu errichten. Sollte sich aufgrund 
der neuen Erkenntnisse zum Standort Lagerhaus herausstellen, dass dort eine 
zweckmäßigere Querung möglich ist, so ist dem gegenüber Glocker der Vorzug zu 
geben. Nach Abschluss der endgültigen Planungen soll bis spätestens 12. März 2015 
ein entsprechendes Übereinkommen mit der ÖBB Infrastruktur AG betreffend die Pla-
nung und Errichtung dieser Überführung beschlossen werden. Dieses Übereinkom-
men soll auch die Verpflichtung  der ÖBB zur Mobilisierung des Baulandes enthalten.  
Das Übereinkommen soll außerdem die maximalen Kosten für die Gemeinde beinhal-
ten. 
 
Wortmeldung Vize-Bgm. Großwindhager: 
Er spricht sich für diesen Zusatz aus, denn so hat man die ÖBB in gewisser Weise in der 
Hand, sodass sie sich bei gewissen Kosten beteiligen müssen wenn z.B. noch Wünsche 
auftauchen wie der Fußgängerübergang. Weiters weiß man nicht, welche Forderungen von 
den Anrainern kommen werden. 
 
Wortmeldung GV Steindler Günther: 
Er stellt noch einmal fest, dass er mit der Variante Lagerhaus ein Problem hat. Er findet es 
nicht in Ordnung, dass man einen Gegenantrag einfach abändert, wenn man merkt, dass es 
doch nicht so passt. Er sieht die Lagerhausvariante als nicht wirklich zweckmäßig in dem 
Sinn, dass sie auch kostengünstiger ist. Diese würde sicher mehr kosten als die andere Lö-
sung.  
 
Wortmeldung GR DI Stögmann: 
Sie hat mit beiden Anträgen kein Problem. Der Standort Gruber ist sicher gefallen. Ob eine  
Über- oder Unterführung kommen soll, wurde noch nie nachgefragt. Man sollte dies schon 
noch offen lassen. Die Kosten wurden auch im Bauausschuss eingehend besprochen und es 
wurden von der ÖBB Positionen angegeben, die so sicherlich nicht durchgeführt werden. 
Das heißt für sie, dass die angegebenen Kosten, die die ÖBB bekannt gegeben hat, nicht 
stimmen.  
Sicher ist die Lärmbelastung in Höhe von 2 m ein Wahnsinn, das hört man bis in den Ort. 
 
Wortmeldung GR Mag. Vanek: 
Er schließt sich GR DI Stögmann an, er sieht ein Problem mit der Lärmbelastung und dem 
Ortsbild. Er sieht es als Spiel der ÖBB, weil eine Variante Unterführung nie gekommen ist. 
Deshalb ist eine Überführung für ihn nicht in Ordnung. Er möchte die Variante mit der Unter-
führung schon in Erwägung ziehen. 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er sieht dies nicht so, dass die ÖBB ein Spiel mit der Gemeinde spielt. Er erläuert noch ein-
mal die Vorgangsweise der ÖBB in dieser Sache.  
 
Wortmeldung GV Steindler Günther: 
Er spricht sich noch einmal gegen den Antrag aus und wird dem nicht zustimmen. 
 
Gegenantrag GR Felberbauer: 
Ich stelle den Gegenantrag, der Gemeinderat möge grundsätzlich beschließen, anstel-
le der bestehenden Eisenbahnkreuzungen eine Querung im Bereich Glocker (ca. 
Bahn-km 33.8 der ÖBB Strecke St. Valentin-Selzthal) zu errichten. Sollte sich aufgrund 
der neuen Erkenntnisse zum Standort Lagerhaus herausstellen, dass dort eine 
zweckmäßigere Querung möglich ist, so ist dem gegenüber Glocker der Vorzug zu 
geben. Nach Abschluss der endgültigen Planungen soll bis spätestens 12. März 2015 
ein entsprechendes Übereinkommen mit der ÖBB Infrastruktur AG betreffend die Pla-
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nung und Errichtung dieser Querung beschlossen werden. Dieses Übereinkommen 
soll auch die Verpflichtung  der ÖBB zur Mobilisierung des Baulandes enthalten.  
Das Übereinkommen soll außerdem die maximalen Kosten für die Gemeinde beinhal-
ten. 
Abstimmungsergebnis Gegenantrag Felberbauer:: 
Für den Antrag stimmen alle neun ÖVP-Gemeinderäte, GR Mag. Vanek (GRÜNE), GR 
Blasl (FPÖ) und alle fünf BZÖ-Gemeinderäte, gegen den Antrag stimmen alle 9 SPÖ-
Gemeinderäte. 
 
Der Antrag ist somit mit 16 Ja-Stimmen angenommen. 
 
Über die Gegenanträge von GV Stögmüller bzw. den Hauptantrag ist somit nicht mehr abzu-
stimmen. 
 
 
 

10.Natur Aktiv Weg Ennsufer - Abschluss eines Gestattungsvertrages 
mit den Ennskraftwerken 

 
GV Steindler Günther verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Sachverhalt: 
Die Teilnahme am Projekt „Naturaktive Gemeinde“ wurde in der GR-Sitzung vom 11.09.2012 
beschlossen. Projektinhalt ist die Errichtung des Natur Aktiv Weges Ennsufer.  
Mit den Planungsarbeiten wurde laut GR-Beschluss  vom 25.02.2014 das Planungsbüro 
Kumpfmüller beauftragt. Die Planung befindet sich in der Endphase. 
 
Dieser ufernahe Treppelweg wird sich über weite Bereiche auf Grundflächen der Ennskraft-
werke AG befinden. Um die Gestattung zur Errichtung und Bestand des Weges wurde im 
Jänner 2014 bei den Ennskraftwerken angesucht.  
 
Der von den Ennskraftwerken vorgelegte Gestattungsvertrag wurde allen GR-Mitgliedern 
vollinhaltlich mit der Einladung übermittelt. Der Vertrag wird voll inhaltlich verlesen. Auf eine 
Verlesung wird verzichtet. 
 
Dieser Gestattungsvertrag ist nur mehr vom GR zu beschließen. 
 
Beschlussantrag: 
GV Steindler Günther stellt den Antrag an die Mitglieder des GR, er möge den Gestat-
tungsvertrag mit der Ennskraftwerke AG vollinhaltlich beschließen. 
 
Beratung: 
 
Wortmeldung GR Felberbauer: 
Er erläutert die Punkte 5 und 13 des Vertrages für die Gemeinderäte. Er hat ein Gespräch 
mit den Ennskraftwerken, Fr. Mag. Tiefenthaler, geführt und es wurde ihm versichert, wenn 
es von Seiten der Gemeinde Ergänzungen gibt, dann werden diese im Vertrag aufgenom-
men und berücksichtigt. Er ersucht deshalb, die Definition in den beiden angeführten Punk-
ten etwas anders zu formulieren. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
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11.Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.38 und Änderung des Örtlichen 
Entwicklungskonzeptes Nr. 1.21 (Mitterhumer Rudolf und Helga) - Ge-

nehmigungsbeschluss 
 
GV Steindler Günther verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
Sachverhalt: 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ternberg hat aufgrund des Antrages der Ehegatten 
Rudolf und Helga Mitterhumer, wohnhaft in 4453 Trattenbach, Kienbergstraße 20/1, die Ein-
leitung des Verfahrens zur Änderung Nr. 38 des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 beschlossen. 
 
Aufgrund des Einleitungsbeschlusses durch den Gemeinderat hat die Gemeinde Gelegen-
heit zur Abgabe einer Stellungnahme gegeben. Die entsprechenden Änderungspläne konn-
ten zur Einsichtnahme beim Marktgemeindeamt Ternberg während der Amtsstunden einge-
sehen werden. 
 
Die eingehenden negativen Stellungnahmen wurden von unserem Ortsplaner überprüft und 
dokumentiert bzw. der Umwidmungsantrag gemäß den Änderungsplänen positiv bestätigt. 
 
Änderungen im Zuge des Verfahrens und Stellungnahmen zu den eingegangenen Stellung-
nahmen durch den Ortsplaner: 
 
Flächenwidmungsteil 
 
Grünzug 
 

 Stellungnahme der Abteilung Oberflächengewässerwirtschaft / wasserwirtschaftliche 
Planung OG, Amt der Oö. Landesregierung, GZ: OGW-740202/1-2014-Gb, vom 
08.08.2014 

 Naturschutzfachliche Stellungnahme. Stellungnahme des Bezirksbeauftragten für Natur- 
und Landschaftsschutz, Mark Wöss, vom 26.08.2014 

 Stellungnahme der Abteilung Umwelt-, Bau- und Anlagentechnik, Amt der Oö. Landesre-
gierung, GZ: BBA-L-807-2014-Go/Bern, vom 29.08.2014 

 Stellungnahme der Oö. Umweltanwaltschaft, DI Hans-Jürgen Baschinger, vom 
04.09.2014 

 Stellungnahme der Abteilung Raumordnung / Örtliche Raumordnung, Amt der Oö. Lan-
desregierung, GZ: RO-Ö-310451/5-2014-Katz/Rö, vom 24.09.2014 
 

In den genannten Stellungnahmen wird im Süden des Planungsraumes aus gewässerökolo-
gischen Gründen einhellig ein mindestens 10 m breiter Grünzug entlang der Fließgewässer 
gefordert. 
Dieser Forderung wird durch die Ausweisung eines 10 m breiten Streifens, gemessen von 
der Böschungskante des Kienbaches sowie dessen Zubringer, als Grünfläche mit besonde-
rer Widmung / Grünzug Gz5 nachgekommen. Hierfür wurde die Böschungsoberkante mittels 
GPS-Messung erhoben. 
 
Gz5  Gewässerbegleitender Grünzug. 

Funktion: Sicherung und Weiterentwicklung von gewässerbegleitenden Grünflä-
chen vorrangig hinsichtlich ihrer ökologischen Funktionsfähigkeit und ihrer Be-
deutung für das Landschaftsbild. 
Festlegungen: Eingriffe, die die o.a. Funktionen des Grünzuges negativ beein-
flussen können, sind unzulässig. Notwendige Unterbrechungen des Grünzuges 
für Erschließung, Ver- und Entsorgung und dgl. im Ausmaß von maximal 20 % 
der jeweiligen Grünzugsfläche sind gestattet. 
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Durch die Textierung der Funktion und der Festlegung wird eine der Funktion des Grünzuges 
angemessene Gestaltung sichergestellt. 
 
Erholungsflächen / Tourismuseinrichtung 
 

 Stellungnahme der Wildbach- und Lawinenverbauung, Gebietsbauleitung Oberösterreich 
Ost, GZ: VI-894-2014, vom 12.08.2014 

 Naturschutzfachliche Stellungnahme. Stellungnahme des Bezirksbeauftragten für Natur- 
und Landschaftsschutz, Mark Wöss, vom 26.08.2014 

 Stellungnahme der Abteilung Umwelt-, Bau- und Anlagentechnik, Amt der Oö. Landesre-
gierung, GZ: BBA-L-807-2014-Go/Bern, vom 29.08.2014 

 Stellungnahme der Oö. Umweltanwaltschaft, DI Hans-Jürgen Baschinger, vom 
04.09.2014 

 Stellungnahme der Abteilung Raumordnung / Örtliche Raumordnung, Amt der Oö. Lan-
desregierung, GZ: RO-Ö-310451/5-2014-Katz/Rö, vom 24.09.2014 
 

Zusammengefasst stellen die angeführten Stellungnahmen die grundsätzliche Intention der 
gegenständlichen Änderung des Flächenwidmungsteiles, mit der eine touristische Nutzung 
im Konnex mit dem nahegelegenen Naturfreunde Klettersteig Beisteinmauer Trattenbach 
ermöglicht werden soll, nicht in Frage. Aufgrund der naturräumlichen, geomorphologischen 
und hydrologischen Situation werden jedoch folgende Widmungsvoraussetzungen und Rest-
riktionen definiert. 
Insbesondere wird gefordert, dass die Widmung Campingplatz generell entfällt bzw. zumin-
dest auf die Flächen außerhalb der Gefahrenzonen Wildbach reduziert wird. Zudem soll die 
zulässige Bebauung auf ein Objekt eingeschränkt werden, welches alle Funktionen unter 
einem Dach zusammenfasst. Dadurch sollen eine intensive Nutzung und Verhüttelung der 
Fläche verhindert und Geländeveränderungen weitgehend hintangehalten werden. 
 
Ein bodenmechanisches / geotechnisches Detailgutachten soll das auf die künftige Nutzung 
der Flächen abgestimmte Ausmaß der Gefährdung durch den Hinweisbereich Rutschung 
beurteilen und gegebenenfalls geotechnische Rahmenbedingungen für die künftige Gelän-
degestaltung definieren. 
 
Den in den Stellungnahmen genannten Forderungen entsprechend entfällt die Widmung als 
Campingplatz inklusive aller zugehörigen Festlegungen zur Gänze. Dadurch ist eine Diffe-
renzierung der Erholungsflächen / Tourismuseinrichtung nur noch nach Zulässigkeit bzw. 
Unzulässigkeit der Errichtung von Gebäuden erforderlich. 
 
Erholungsflächen 
 
TE1 – Tourismuseinrichtung: Errichtung von Gebäuden unzulässig. Als Tourismusein-

richtung gelten: Infrastruktureinrichtungen für Klettergarten, Streichelzoo, Ab-
stellplätze, Spielplatz und dgl. 

TE2 – Tourismuseinrichtung: Die Errichtung von Gebäuden ist auf eine bebaute Flä-
che von insgesamt maximal 250 m² limitiert. Die Bebauung hat eine bauliche 
Einheit zu bilden. 
Als Tourismuseinrichtung gelten: Jausenstation, Beherbergungseinrichtung, 
Infrastruktureinrichtungen für Klettergarten, Abstellplätze, Spielplatz und dgl. 
 

Die Möglichkeiten zur Errichtung von Gebäuden werden stärker eingeschränkt. Zum einen 
wird die Widmungsfläche deutlich reduziert und liegt nun, bis auf eine geringfügige Teilflä-
che, außerhalb der Gefahrenzonen Wildbach und wird im Norden von der 30 kV-Leitung be-
grenzt. Zum anderen wird durch die Festlegung der Forderung entsprochen, dass die Be-
bauung in Form einer zusammenhängenden Einheit realisiert werden soll, um die Auswir-
kungen auf das Landschaftsbild möglichst gering zu halten. Die Limitierung auf eine insge-
samt maximal bebaute Fläche von 250 m² bleibt unverändert. Innerhalb des Gebäudes ist 
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aufgrund des Wegfalls der Campingplatzwidmung nun eine Beherbergungseinrichtung zu-
lässig. 
 
Entlang der Fließgewässer (Kienbach und Kienbach-Zubringer) wird zudem ein 10 m breiter 
Streifen als Grünzug gewidmet, der die möglichen Tourismuseinrichtungen nun deutlich von 
den Gewässern absetzt. 
 
Das erforderliche bodenmechanische / geotechnische Detailgutachten befindet sich derzeit 
in Ausarbeitung.  
 
Forst 
 

 Forstfachliche Stellungnahme der BH Steyr-Land, GZ: RO-310451/1-2014-Katz/Me u. 
Forst30-017/2-2-2014, vom 14.08.2014 

 Stellungnahme der Abteilung Raumordnung / Örtliche Raumordnung, Amt der Oö. Lan-
desregierung, GZ: RO-Ö-310451/5-2014-Katz/Rö, vom 24.09.2014 
 

Aufgrund des in der forstfachlichen Stellungnahme geforderten 5 m breiten Bewirtschaf-
tungsstreifens entlang der nordwestlich angrenzenden Waldflächen wird die entsprechende 
Fläche wieder ihrer rechtskräftigen Widmung entsprechend als Grünland / Für die Land- und 
Forstwirtschaft bestimmte Fläche, Ödland dargestellt und aus dem Planungsraum ausge-
nommen. 
 
 
Örtliches Entwicklungskonzept 
 

 Stellungnahme der Abteilung Raumordnung / Örtliche Raumordnung, Amt der Oö. Lan-
desregierung, GZ: RO-Ö-310451/5-2014-Katz/Rö, vom 24.09.2014 
 

Gemäß rechtswirksamem Örtlichen Entwicklungskonzept Nr. 1 / Themenkarte Baulandent-
wicklung ist die Planungsraumfläche derzeit als Grünland / Land- und Forstwirtschaft, Öd-
land festgelegt. 
 
In Reaktion auf die oben genannte Stellungnahme wird im Zuge der Änderung Nr. 38 des 
Flächenwidmungsteiles Nr. 4 gleichzeitig die Änderung Nr. 21 des Örtlichen Entwicklungs-
konzeptes Nr. 1 der Marktgemeinde Ternberg durchgeführt. Die gemäß Änderung Nr. 38 des 
Flächenwidmungsteiles Nr. 4 als Grünland / Erholungsflächen – Tourismuseinrichtung fest-
gelegten Flächen werden im Grünlandkonzept als Erholungsfunktion aufgenommen. 
 
Da der im Flächenwidmungsteil ausgewiesene Grünzug keine übergeordnete Bedeutung 
aufweist, ist dieser in die derzeitige Festlegung Grünland / Land- und Forstwirtschaft, Ödland 
integrierbar. Im Zuge einer Gesamtüberarbeitung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes sol-
len die Vorrangzonen, Grünzüge und dgl. für das gesamte Gemeindegebiet überprüft und 
gegebenenfalls überarbeitet werden. 
 
Die Grundstückseigentümer bzw. Nachbarn der betroffenen Grundstücke wurden von der 
geplanten Änderung in Kenntnis gesetzt. Der entsprechende Änderungsplan konnte zur Ein-
sichtnahme beim Marktgemeindeamt Ternberg während der Amtsstunden eingesehen wer-
den. 
 
Herr Ahrer Andreas hat mit Schreiben vom 3. Dezember 2014 seine Stellungnahme einge-
bracht (siehe Anlage). 
 
Die eingehende Stellungnahme wurde von unserem Ortsplaner überprüft und dokumentiert.  
 



 - 33 - 

Hr. Ahrer legt in seiner Stellungnahme die Signalwirkung der gegenständlichen Vorgehens-
weise 
mit dem geplanten Bauvorhaben dar. Weiters weist er darauf hin, dass sich die Planungs-
raumfläche zum Teil in einer roten Wildbachgefahrenzone sowie einem Rutschgebiet befin-
det. 
 
Bezüglich der Parkplatzsituation äußert Herr Ahrer die Befürchtung, dass für das geplante 
Vorhaben die Kapazitäten des bestehenden Parkplatzes im Bereich des Klettersteiges Bei-
steinmauer nicht ausreichen. Insbesondere im Falle der Einführung von Parkgebühren geht 
er davon aus, dass die Besucher auf seine angrenzenden Grundstücke ausweichen werden 
und dort ihre Fahrzeuge abstellen. Er bezweifelt zudem, dass eine zusätzliche Gastronomie-
einrichtung aufgrund der vorhandenen Versorgungssituation erforderlich ist. 
 
Zuletzt spricht Herr Ahrer seine Zweifel über das konfliktfreie Nebeneinander seiner Neben-
erwerbslandwirtschaft und der geplanten Nutzung des Planungsraumes an. 
 
Baubewilligung / Standorteignung 
Die Marktgemeinde Ternberg erteilte per Bescheid vom 22.03.2013 die Baubewilligung für 
den Abbruch und die Wiedererrichtung einer Remise auf dem Grundstück Nr. 803, EZ 56, 
KG Trattenbach. Unmittelbar nach bekannt werden, dass die stattfindenden Bautätigkeiten 
auf dem genannten Grundstück nicht dem Baubewilligungsbescheid entsprechen, wurde von 
der Marktgemeinde Ternberg, am 13.03.2014, per Bescheid die Fortsetzung der Bauausfüh-
rung untersagt. 
 
Unabhängig von den bereits getätigten Baumaßnahmen zeigte sich im Zuge der Interes-
sensabwägung, dass sich der Standort gut für die dargelegten Nutzungsoptionen eignet, 
insbesondere aufgrund der geplanten Kooperation mit den Naturfreunden. 
 
Anhand von Stellungnahmen unterschiedlicher Stakeholder (Leader Region Nationalpark 
Oö. Kalkalpen, Tourismusverband Nationalpark Region Ennstal, Naturfreunde OG Ternberg-
Trattenbach) wurde ein großes öffentliches Interesse an ergänzenden Versorgungs- und 
Infrastruktureinrichtungen im Nahbereich des Naturfreunde Klettersteiges Beisteinmauer 
Trattenbach dokumentiert. Zudem legte der Antragsteller zwischenzeitlich ein Gesamtkon-
zept für die Nutzung des Planungsraumes vor. 
 
Gefahrenzonen 
Gemäß Gefahrenzonenplan Revision 2012 der Wildbach und Lawinenverbauung, Gebiets-
bauleitung Steyr-Ennsgebiet (Datenlieferung vom 25.06.2014), ist der südliche Planungs-
raumbereich von der Roten und Gelben Zone Wildbach des Kienberggrabens betroffen. Zu-
dem befindet sich die zentrale Planungsraumfläche in einem Hinweisbereich – Rutschung. 
Festzuhalten ist allerdings, dass in der Roten Zone Wildbach lediglich als Grünzug Gz5 aus-
gewiesene Flächen zu liegen kommen. Von der Festlegung Erholungsfläche / Tourismusein-
richtung TE2, auf der in eingeschränktem Ausmaß die Errichtung von Gebäuden zulässig ist, 
wird nur eine minimale Teilfläche von einer Gelben Zone Wildbach berührt. In der Stellung-
nahme der Wildbach- und Lawinenverbauung zum gegenständlichen Änderungsentwurf Nr. 
38 des Flächenwidmungsteiles Nr. 4, vom 21.11.2014, werden keine Bedenken mehr geäu-
ßert und kann zusammenfassend "aus wildbachschutztechnischer Sicht dem beabsichtigten 
Widmungsverfahren nun zugestimmt werden". Zudem bestätigt die Geologisch-
geotechnische Stellungnahme, dass sich die als TE2 vorgesehene Planungsraumteilfläche 
für die geplante Nutzung eignet und "im Falle einer widmungsgemäßen Bebauung der 
Grundfläche – eine sach- und fachgerechte Bauführung und die Beachtung der obigen Aus-
führungen vorausgesetzt – mit keinen negativen Auswirkungen auf das Umfeld zu rechnen 
ist". 
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Parkplatz 
Abgestimmt auf den zukünftig erwarteten Bedarf, der sich aus der Nutzung des Kletterstei-
ges sowie den geplanten Nutzungsoptionen ergibt, wurde eine ausreichende Anzahl an 
Stellplätzen im Zuge des Forststraßenbaus errichtet. Zudem ist die Anlage so konzipiert, 
dass ein ordnungsgemäßer Betrieb gewährleistet ist. 
 
Widmungs- / Nutzungskonflikte 
Durch das Aneinandergrenzen von als Grünland / Für die Land- und Forstwirtschaft be-
stimmte Flächen, Ödland gewidmeten Flächen und Grünland / Erholungsflächen ergeben 
sich keine maßgebenden Nutzungskonflikte.  
Zusammenfassung 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass sich durch die in der Stellungnahme angeführten 
Argumente keine Modifikationserfordernisse der gegenständlichen Änderung des Flächen-
widmungsplanes begründen lassen. 
 
Vom Gemeinderat sind nunmehr die Änderungen zu beschließen. 
 
Beschlussantrag: 
GV Steindler Günther stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Änderung Nr. 38 
des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 sowie die Änderung Nr. 21 des Örtlichen Entwick-
lungskonzeptes Nr. 1 entsprechend der Änderungspläne vom 01.07.2014, geändert mit 
Datum vom 03.11.2014, der TOPOS III – Stadt- & Raumplanung, beschließen. 
 
Beratung: 
 
Wortmeldung GV Sieghartsleitner: 
Er stellt fest, dass der Brief von Herrn Ahrer Andreas nicht übermittelt wurde. Er sieht sich für 
die Wirtschaft zuständig und er wird sich freuen, wenn das Projekt realisiert wird. Aber er gibt 
zu bedenken, dass man einen Einwand, der sachlich ist, nicht einfach übergehen kann. 
Er hatte sich erhofft, dass auf Grund dieses Einwandes, der am 28.11.2014 verfasst wurde, 
die Zeit bis zur Gemeinderatssitzung vom Bürgermeister genutzt worden wäre, um eine Ver-
bindung zwischen den Nachbarn herzustellen. 
Er verliest das Schreiben von Herrn Ahrer Andreas vollinhaltlich. 
Er findet es schade, dass innerhalb einer Woche nicht reagiert wurde und er will wissen, was 
der Herr Bürgermeister dazu sagt. Man hätte ja die beiden Beteiligten in dieser Woche zu-
sammenbringen könnte. 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er teilt mit, dass die Gemeinde lediglich für die Umwidmung zuständig ist, jedoch nicht für die 
Klärung von  nachbarschaftlichen Differenzen. Natürlich wäre es schöner, wenn es auch für 
die betroffenen Nachbarn in Ordnung ist und es keine Probleme gäbe. Er hat die touristische 
Wichtigkeit zu beurteilen. 
 
Wortmeldung GV Sieghartsleitner: 
Er hat sich erhofft, dass er eine Antwort hinsichtlich der im Schreiben genannten  Emissio-
nen erhält, aber es gab keine Stellungnahmen. 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er hat mit Herrn Ahrer ein persönliches Gespräch über diese Situation geführt. Es wurde ihm 
der Sachverhalt erklärt. Was außerhalb dieses Bereiches liegt, ist nicht seine Aufgabe. 
 
Wortmeldung GR Felberbauer: 
Er sieht es als Problem, wenn der Gemeinderat jetzt keine Lösung findet, dass es nächstes 
Jahr, wenn der Betrieb anläuft, es wieder zu Unstimmigkeiten führen wird. Deshalb sollte 
man positiv auf die beiden Anrainer einwirken. 
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Wortmeldung Vize-Bgm. Großwindhager: 
Er stellt fest, dass der Genehmigungsbeschluss erst dann zum Land geschickt werden soll, 
wenn vorher ein Gespräch zwischen Herrn Ahrer, den Naturfreunden, Herrn Mitterhumer, 
Herrn Blasl Reinhard, Herrn Bgm. Steindler und ihm stattgefunden hat. Es ist klar, dass die 
Parkplatzsituation das Hauptproblem bei dieser Umwidmung darstellt.  
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er gibt zu bedenken, dass mit dem Land dies schon so besprochen worden. Er hofft nicht, 
dass es nun durch längere Verzögerungen von Linz abgelehnt wird, weil plötzlich Uneinigkei-
ten vorhanden sind. 
Wortmeldung GV Steindler Günther: 
Er fragt, ob Herr Ahrer in dieser Sache ein Einspruchsrecht hat. 
 
Wortmeldung AL Mag. Hochmuth: 
Er verneint dies, aber als Nachbar hat er schon das Recht, seine Bedenken kundzutun und 
sind diese auch von der Gemeinde zu berücksichtigen. 
Er stellt dazu fest, dass das Schreiben nicht eine Woche lang herumgelegen ist. Es ist am 
03.12.2014 beim Gemeindeamt eingegangen. Er hat dies dann dem Ortsplaner zugesandt. 
Am Freitag hat er anschließend alle Amtsvorträge an die Gemeinderäte ausgesandt und war 
bis zum heutigen Tag leider keine Stellungnahme des Ortsplaners da. Heute hat er sofort 
allen Gemeinderäten diese Stellungnahme zukommen lassen. 
Er hat noch nie solche Stellungnahmen im Umwidmungsverfahren zugestellt. Alle wirklich 
wichtigen Stellungnahmen wurden eingebaut, aber diese Stellungnahme hat rein fachlich 
nichts an der Genehmigung zu ändern. 
 
Wortmeldung GR DI Stögmann: 
Sie ist der Meinung, dass der Gemeinderat schon in einer ordentlichen Art und Weise über 
diese Stellungnahme informiert gehörte. Hier sollte man schon einen Konsens finden, sonst 
begleitet dieses Problem alle in den nächsten Jahren. 
 
GV Steindler Günther verliest die Stellungnahme des Ortsplaners vollinhaltlich. 
 
Wortmeldung GR Hager Johann: 
Ihm ist unverständlich, was jetzt los ist. Die Umwidmung wurde einstimmig beschlossen und 
jetzt haben wir Probleme. Er spricht sich dafür aus, dass heute der endgültige Genehmi-
gungsbeschluss gefasst wird, damit im Frühjahr der ordentliche Betrieb anlaufen kann, im 
Sinne der Naturfreunde und auch im Sinne der Familie Mitterhumer.  
 
Wortmeldung GR Felberbauer: 
Er ist auch dafür, dass die Unstimmigkeiten der Nachbarn diesen Beschluss nicht beein-
trächtigen sollten. 
 
Wortmeldung GV Sieghartsleitner: 
Er weist noch einmal darauf hin, dass in der Stellungnahme des Ortsplaners die zu erwar-
tenden Emissionen nicht behandelt wurden. 
 
Wortmeldung GR Blasl: 
Er stellt fest, dass er Herrn Ahrer auch versteht, aber jetzt soll die Genehmigung beschlos-
sen werden. Er weiß, wie es ihm ergangen ist. Er findet es toll, dass Herr Bürgermeister als 
Mediator tätig wird. Es ist aber sicher nicht die Aufgabe eines Bürgermeisters, Unstimmigkei-
ten zwischen Nachbarn zu lösen. 
 
Es entsteht eine eingehende Diskussion über das Thema „Emissionen“. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
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12.Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.39 (Tabernig Johann) - Einlei-
tungsbeschluss 

 
Vize-Bgm. Großwindhager verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Sachverhalt: 
Mit Schreiben vom 30. Oktober 2014 hat Herr Johann Tabernig, wohnhaft in 4452 Ternberg, 
Bichlerstraße 7, um Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 für die Parz. Nr. 1662/1 
(Teilfl.) und 1683/2 (Teilfl.), KG. 49202 Bäckengraben, angesucht. 
 
Der Planungsraum weist aufgrund der Nähe zum Ortszentrum, der raumstrukturellen Vo-
raussetzungen und der Bereitschaft zur Baulandmobilisierung eine hohe Eignung für eine 
Widmung als Wohngebiet auf. 
 
Entsprechend dem vorbereitend für die Änderung des Flächenwidmungsteiles erstellten Er-
schließungs- und Parzellierungskonzept wird die Fläche als Bauland / Wohngebiet gewid-
met. Baulandrestriktionen und Konfliktpotenziale liegen keine vor. 
 
Das Umwidmungsvorhaben mit einem Ausmaß von rund 3.500 m² befindet sich gemäß Örtli-
chem Entwicklungskonzept Nr. 1 innerhalb einer ausgewiesenen Erweiterungsfläche für eine 
überwiegende Wohnnutzung und stimmt daher mit den Festlegungen des Örtlichen Entwick-
lungskonzeptes Nr. 1 überein. 
 
Da eine Aktivierung der vorhanden Baulandreserven des Gemeindegebietes für die Wid-
mungskategorie Wohngebiet zum Großteil nicht absehbar ist, werden durch die gegenständ-
liche Umwidmung für die Wohnbebauung geeignete Flächen gesichert. Deren Aktivierung / 
Mobilisierung wird mittels Raumordnungsvertrag im Planungshorizont des Flächenwid-
mungsteiles von fünf Jahren gewährleistet. 
 
Die Anbindungsvoraussetzungen der technischen sowie der Verkehrsinfrastruktur sind auf-
grund des im Westen und Süden angrenzenden Siedlungsgebietes gewährleistet. Zur Ver-
meidung unwirtschaftlicher öffentlicher Aufwendungen für die Infrastruktur wird begleitend 
zur Änderung des Flächenwidmungsplanes ein Raumordnungsvertrag zwischen Grund-
stückseigentümer und Gemeinde abgeschlossen. 
 
Widmungsvoraussetzungen / verfahrensbegleitende Maßnahmen 

 Raumordnungsvertrag begleitend zur Flächenwidmungsteiländerung, insbesondere zur 
Regelung der Errichtung der Infrastruktur sowie der Baulandmobilisierung. 

 Das Erfordernis einer Bebauungsplanerstellung ist im Zuge des Widmungsverfahrens 
abzuklären. 

 
Beschlussantrag: 
Vize-Bgm. Großwindhager stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Änderung Nr. 
39 des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 entsprechend der Änderungspläne vom 
19.11.2014 der TOPOS III – Stadt- und Raumplanung einleiten. 
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
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13.Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.43 (Naturfreunde Österreich, 
Ortsgruppe Steyr) - Einleitungsbeschluss 

 
Vize-Bgm. Großwindhager verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
 
Sachverhalt: 
Mit Schreiben vom 2. Dezember 2014 haben  die Naturfreunde Österreich, Ortsgruppe Steyr, 
4400 Steyr, Zwischenbrücke 2, um Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 für die 
Parz. Nr. .344 und 378/1 (Teilfl.), KG. 49237 Trattenbach, angesucht. 
 
Der Grund für die Flächenwidmungsplanänderung besteht darin, dass die bestehende 
Schutzhütte, erbaut im Jahre 1926 und 1956 erweitert, den heutigen Anforderungen nicht 
mehr gerecht wird. Alle räumlichen und gebäudetechnischen Einrichtungen stammen zum 
Großteil aus diesen Zeiten.  
 
Folgende bauliche Abänderungen sollen durchgeführt werden: 
 

- der Holzlagerschuppen im Norden ist baufällig und gehört erneuert 
- die Terrasse rund um das Haus ist zu sanieren 
- die Stützmauern der Terrasse müssen saniert werden 
- das nordseitige Hangwasser dringt bei Starkregen in das Haus und sammelt sich bei 

den Toilettenanlagen (sind dann nicht benutzbar) 
- das Blechdach und der Dachstuhl gehören teilweise saniert 
- die Elektroinstallation ist auf „Stand der Technik“ zu bringen 
- die gesamte Heizungsanlage ist zu erneuern 
- die Schaffung von getrennten Lagerräumen für Lebensmittel, Trockenware und Ge-

tränke ist erforderlich 
 
Damit die oben genannten notwendigen Umbaumaßnahmen durchgeführt werden können 
und somit auch in Zukunft eine adäquate Schutzhütte geboten werden kann, ist die beste-
hende Widmung „SH“ Schutzhütte antragsgemäß zu erweitern. 
 
Beschlussantrg: 
Vize-Bgm. Großwindhager stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Änderung Nr. 
43 des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 einleiten. 
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

14.Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.40 (Stummer Josef und Emilie) 
 
Bgm. Steindler verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Sachverhalt: 
Mit Schreiben vom 5. August 2014 bzw. 13. Oktober 2014 haben  die Ehegatten Josef und 
Emilie Stummer, wohnhaft in 4452 Ternberg, Dürnbachstraße 47, um Änderung des Flä-
chenwidmungsplanes Nr. 4 für die Parz. Nr. 14 (Teilfl.) und 16/2 (Teilfl.), KG. 49202 Bäcken-
graben, angesucht. 
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Diese Teilflächen sollen von Grünland in Bauland/Wohngebiet umgewidmet werden. 
 
Der Antrag auf Kostenübernahme wurde mit heutigem Datum unterfertigt. 
 
Beschlussantrag: 
Bgm. Steindler stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Änderung Nr. 40 des Flä-
chenwidmungsplanes Nr. 4 einleiten. 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

15.Neuplanungsgebiet (Buchberger Franz) - Änderung 
 
Vize-Bgm. Großwindhager verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Sachverhalt: 
Für die neu gewidmeten Parzellen von Herrn Franz Buchberger (Flächenwidmungsplanän-
derung 4.37) wurde die Verordnung in der Gemeinderatssitzung am 2. Oktober 2014 be-
schlossen.  
 
Folgende Änderungen ergaben sich zur Version im September 2014: 

 Zu- und Ausfahrtsverbot entfällt (siehe Plan und Bericht) 

 Aufnahme der textlichen Festlegung: "Bei Errichtung von Garagen oder Abstellplätzen 
mit Schutzdächern (Carports) ist ein Mindestabstand von 5,0 m zum öffentlichen Gut im 
Zufahrtsbereich einzuhalten." (siehe Plan und Bericht – Punkt 4.5.2.5 modifiziert/ergänzt) 

 Das Neuplanungsgebiet bezieht sich nun auf den Planentwurf des BPL 57 vom 
10.11.2014.  

 
Es wurde daher die folgende Verordnung vorbereitet: 
 

Verordnung 

§ 1 

Gemäß § 45 Abs. 1 Oö. Bauordnung 1994, LGBl 66/1994 idF LGBl 70/1998, wird das Gebiet 
auf den Grundstücken Nr. 1675 (Teilfl.), 1872 (Teilfl.), 1881/1 (Teilfl.), 1881/2, 1881/3 und 
2129 (öff. Gut, Teilfl.), Katastralgemeinde 49202 Bäckengraben, zum Neuplanungsgebiet 
erklärt. 

§ 2 

Die Grenzen des Neuplanungsgebietes sind aus dem angeschlossenen Planentwurf vom 
10.11.2014, der einen Teil dieser Verordnung bildet, ersichtlich. 

 
§ 3 

Im Gebiet des Neuplanungsgebietes sind die im angeschlossenen Planentwurf vom 
10.11.2014 dargestellten Änderungen beabsichtigt. Der Planentwurf liegt vom Tage der 
Kundmachung dieser Verordnung an im Markgemeindeamt während der Amtsstunden zur 
Einsichtnahme auf. 
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§ 4 

Die Erklärung zum Neuplanungsgebiet hat die Wirkung, dass für das angeführte Gemeinde-
gebiet Bauplatzbewilligungen (§ 5 Oö. BauO), Bewilligungen für die Änderung von Bauplät-
zen und bebauten Grundstücken (§ 9 Oö. BauO) und Baubewilligungen – ausgenommen 
Baubewilligungen für Bauvorhaben gem. § 24 (1) Z 4 Oö. BauO – nur ausnahmsweise erteilt 
werden dürfen, wenn nach der jeweils gegebenen Sachlage anzunehmen ist, dass die bean-
tragte Bewilligung die Durchführung des künftigen Flächenwidmungs- bzw. Bebauungspla-
nes nicht erschwert oder verhindert (§ 45 Abs. 2 Oö. BauO). 

§ 5 

Die gegenständliche Verordnung über die Erklärung zum Neuplanungsgebiet wird zwei Wo-
chen nach ihrer Kundmachung rechtswirksam.  

§ 6 

Obige Verordnung über die Erklärung zum Neuplanungsgebiet tritt entsprechend dem An-
lass, aus dem sie erlassen wurde, mit dem Rechtswirksamwerden des neuen Flächenwid-
mungsplanes/ Bebauungsplanes, spätestens jedoch nach zwei Jahren außer Kraft, wenn sie 
nicht verlängert wird. 

Der Gemeinderat kann die Erklärung zum Neuplanungsgebiet durch Verordnung höchstens 
zweimal auf je ein weiteres Jahr verlängern. 
 
Eine darüber hinausgehende Verlängerung auf höchstens zwei weitere Jahre kann durch 
Verordnung des Gemeinderates erfolgen, wenn sich die vorgesehene Erlassung oder Ände-
rung des Flächenwidmungsplanes/Bebauungsplanes ausschließlich deswegen verzögert, 
weil überörtliche Planungen berücksichtigt werden sollen. Eine solche Verordnung bedarf der 
Genehmigung der Landesregierung, die zu erteilen ist, wenn mit einer Fertigstellung und 
Berücksichtigung der überörtlichen Planung innerhalb der weiteren Verlängerungsfrist ge-
rechnet werden kann. Auch im Fall einer Verlängerung tritt die Verordnung mit dem Rechts-
wirksamwerden des neuen Plans oder der Änderung des Plans außer Kraft. 

Beschlussantrag: 
Vize-Bgm. Großwindhager stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Verordnung 
zur Festlegung des Neuplanungsgebietes mit Datum 10.11.2014 voll inhaltlich be-
schließen. 
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

16.Bebauungsplanauflassung Nr. 7 "Bäckengraben I", inkl. Änderungen 
Nr. 1 und 2 - Streicher Herbert,  Prinzstraße 5, 4452 Ternberg; Ansuchen 

vom  06.11.2014 
 
Vize-Bgm. Großwindhager verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
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Sachverhalt: 
Mit Schreiben vom 6. November 2014 hat Herr Herbert Streicher,  wohnhaft in 4452 Tern-
berg, Prinzstraße 5, um die Auflassung des Bebauungsplanes Nr. 7 „Bäckengraben I“ inklu-
sive der Änderungen Nr. 1 und 2  beim Marktgemeindeamt Ternberg angesucht. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 7 "Bäckengraben I", inklusive Änderungen Nr. 1 und 2, ist bereits 
seit mehr als 40 Jahren rechtswirksam und entspricht nicht mehr den Standards einer derzeit 
üblichen Bebauungsplanung. Neben der Darstellungsform bzw. den verwendeten Planzei-
chen gilt dies insbesondere auch hinsichtlich der zwischenzeitlich geänderten Grundlagen, 
Gestaltungsgrundsätze und Architekturphilosophie. Vor allem betrifft dies die Regelung der 
Dachformen, Dachausbauten, Hauptfirstrichtung, Nebengebäude und Einfriedungen. Zudem 
wurde der zum Zeitpunkt der Bebauungsplanerstellung bereits bewilligte und errichtete Bau-
bestand zum Teil nicht lagegenau aufgenommen und bestehen Widersprüche zum rechts-
wirksamen Bebauungsplan. Der Planungsraum ist bereits weitgehend bebaut, die Erschlie-
ßungsflächen wurden ins Öffentliche Gut abgetreten und für eine geordnete und zweckmä-
ßige Bebauung sowie zur Erreichung eines möglichst wirksamen Umweltschutzes ist für den 
Siedlungsbereich kein Bebauungsplan mehr erforderlich. Der Bebauungsplan Nr. 7 "Bäcken-
graben I" soll daher inklusive Änderungen Nr. 1 und 2 aufgehoben werden. 
 
Beschlussantrag: 
Vize-Bgm. Großwindhager stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, das 
Verfahren zur Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 7 „Bäckengraben I“ inklusive Än-
derungen Nr. 1 und 2, einzuleiten. 
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

17.Achleitner Herbert, Herndleckstraße 10, 4452 Ternberg - Einspruch 
gegen den feuerpolizeilichen Bescheid vom 10. Oktober 2014 

 
Bgm. Steindler übergibt den Vorsitz an Vize-Bgm. Großwindhager, weil der Bürgermeister in 
erster Instanz den Bescheid erlassen hat und daher bei diesem Punkt befangen ist. 
 
Vize-Bgm. Großwindhager verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Sachverhalt: 
Aufgrund verschiedener im Rahmen der feuerpolizeilichen Überprüfung festgestellter Mängel 
beim Objekt Herndleckstraße 10 wurde vom Bürgermeister mittels Bescheid vom 10. Okto-
ber 2014 die Behebung dieser Mängel vorgeschrieben. 
 
Gegen diesen Bescheid hat Herr Herbert Achleitner, vertreten durch Rechtsanwalt Mag. 
Klaus Zorn, berufen. 
 
Aufgrund der Berufung wurde der nachstehend angeführte Bescheidentwurf für den Ge-
meinderat der Gemeinde Ternberg ausgearbeitet: 
 
 
Herrn 
Achleitner Herbert 
Herndleckstraße 10 
4452 Ternberg       Ternberg, am 12. Dezember 2014 
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Gegenstand: 
Feuerpolizeiliche Beschau am 22.09.2014 – 
Berufung gegen den Bescheid der Marktgemeinde Ternberg 
 
BESCHEID 
Über die von Herrn Herbert Achleitner, Herndleckstraße 10, 4452 Ternberg, vertreten durch 
Rechtsanwalt Mag. Klaus Zorn, gegen den Bescheid des Bürgermeisters der Marktgemeinde 
Ternberg vom 10. Oktober 2014, AZ: 131-4/2014/Gr, rechtzeitig eingebrachte Berufung vom 
24. Oktober 2014 ergeht durch den Gemeinderat der Marktgemeinde Ternberg als Beru-
fungsbehörde aufgrund der Sitzung vom 11. Dezember 2014 nachstehender 
 
S p r u c h 
Die Berufung vom 24. Oktober 2014 gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 10. Okto-
ber 2014, AZ: 131-4/2014/Gr, wird abgewiesen und der gesamte Bescheid des Bürgermeis-
ters vollinhaltlich bestätigt. 
Rechtsgrundlagen: 
Oö. Feuerpolizeigesetz idgF, Oö. Feuerpolizeiverordnung idgF., Oö. Luftreinhalte- und Ener-
gietechnikgesetz idgF., Elektrotechnikgesetz idgF., Elektrotechnikverordnung idgF., Ö-
VE/ÖNORM EN 62305-3 Beiblatt 2, Ausgabe 2013-02-01, Technische Richtlinie Vorbeugen-
der Brandschutz – TRVB E 154 Blitzschutz 
 
B e g r ü n d u n g 
Bei der feuerpolizeilichen Überprüfung gemäß § 10 Abs. 1 Oö. Feuerpolizeigesetz am 22. 
September 2014 wurden beim Objekt 4452 Ternberg, Herndleckstraße 10, Achleitner Her-
bert, Mängel festgestellt, die die Brandsicherheit des in Augenschein genommenen gegen-
ständlichen Objektes gefährden. 
Daraufhin wurde am 10. Oktober 2014 von der Marktgemeinde Ternberg ein Bescheid erlas-
sen (GZ: 131-4/2014/Gr), in welchem aufgrund des § 2 Abs. 2 und des § 13 Abs. 1 Oö. Feu-
erpolizeigesetz zur Behebung der festgestellten Mängel und zur Herstellung eines brandsi-
cheren Zustandes aufgefordert wurde. Dieser Bescheid wurde am 13. Oktober 2014 nach-
weislich zugestellt. 
 
Am 24. Oktober 2014 wurde seitens des Eigentümers, vertreten durch Rechtsanwalt Mag. 
Klaus Zorn, insbesondere gegen den Auflagepunkt 3), in welchem festgestellt wurde, dass 
für die am Gebäude befindliche Blitzschutzanlage kein gültiger und mangelfreier Blitzschutz-
prüfungsbefund vorgelegt werden konnte mit der Begründung schriftlich Berufung einge-
bracht, dass es sich beim gegenständlichen Gebäude um keine aktiv genutzte Landwirt-
schaft, sondern lediglich um ein als Einfamilienhaus genutztes Wohnobjekt handle, für wel-
ches keine Verpflichtung einer Blitzschutzanlage sowie einer regelmäßigen Überprüfung be-
stehe. Auch gegen die drei weiteren Auflagen des Bescheides wurde mit dem Einwand der 
Rechtswidrigkeit ohne nähere Begründung berufen. 
 
Zur vorgebrachten Berufung hat der Gemeinderat folgendes erwogen: 
 
Zu Punkt 1 des Feuerpolizeibescheides: 
Es wurde aufgetragen, dass der schadhafte Rauchfang vor Benützung zu sanieren und da-
nach vom zuständigen Rauchfangkehrermeister zu überprüfen ist. 
Rechtsgrundlage für diese Auflage stellt der § 2 Abs. 2 Punkt 3. des Oö. Feuerpolizeigeset-
zes sowie der § 32 Abs. 5 des Oö. Luftreinhalte- und Energietechnikgesetzes dar. 
 
Zu Punkt 2 des Feuerpolizeibescheides: 
Es wurde aufgetragen, dass die fehlenden staubdichten Schutzabdeckungen bei den zwei 
elektrischen Abzweigdosen anzubringen sind. 
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Rechtsgrundlage für diese Auflage stellt der § 2 Abs. 2 Punkt 5. des Oö. Feuerpolizeigeset-
zes sowie die mit der Elektrotechnikverordnung für verbindlich erklärte elektrische Errich-
tungsbestimmung der ÖVE/ÖNORM E 8001-4 dar. 
 
Zu Punkt 3 des Feuerpolizeibescheides: 
Es wurde aufgetragen einen mangelfreien Prüfbefund der Blitzschutzanlage der Marktge-
meinde Ternberg vorzulegen. 
Der ordnungsgemäße Zustand einer derartigen Anlage kann nur bedingt durch eine augen-
scheinliche Überprüfung festgestellt werden, wobei insbesondere die Anbindung an das Er-
dungssystem und die Wirksamkeit des Erdungssystems nur messtechnisch geprüft werden 
kann. 
Die Wartungspflicht einer Blitzschutzanlage ergibt sich aus dem § 2 Abs. 2 Punkt 5. des Oö. 
Feuerpolizeigesetzes, unabhängig davon, ob für das Objekt eine Blitzschutzanlage verpflich-
tend ist. 
In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass von einer mangelhaften Blitzschutzanlage 
im Falle eines Blitzeinschlages eine Brandgefahr ausgehen kann. 
Gemäß ÖVE/ÖNORM EN 62305-3 Beiblatt 2, welche in der Elektrotechnikverordnung als 
verbindlich erklärt ist, unterliegen Wohnobjekte bis 2 Wohneinheiten einen Überprüfungsin-
tervall von 10 Jahren. 
 
Bezüglich der Überprüfungsintervalle bei Blitzschutzanlagen für Wohnobjekte kann auch die 
TRVB E 154 als Stand der Technik herangezogen werden. Auch in dieser decken sich die 
Überprüfungszeiträume mit der oben angeführten ÖVE/ÖNORM EN 62305-3. 
 
Zu Punkt 4 des Feuerpolizeibescheides: 
Es wurde aufgetragen einen tragbaren Feuerlöscher mit mindestens 6 kg Füllgewicht für die 
Brandklassen A, B bereitzustellen. 
Rechtsgrundlage für diese Auflage stellt der § 15 Abs. 1 des Oö. Feuerpolizeigesetzes dar. 
 
Nach den Vorgaben des § 2 des Oö. Feuerpolizeigesetzes (LGBl. Nr. 113/1994 idF. LGBl. 
Nr. 4/2013) ist jedermann verpflichtet alles zu unterlassen, was einen Brand herbeiführen 
oder die Ausbreitung eines Brandes begünstigen kann und alle im Einzelfall erforderlichen 
Maßnahmen zur Verhinderung des Entstehens oder Weitergreifen von Bränden helfen. 
Dementsprechend waren aufgrund der Feststellungen im Rahmen der feuerpolizeilichen 
Überprüfung gemäß § 10 Abs. 1 Oö. Feuerpolizeigesetz am 22. September 2014 die vorste-
henden Auflagen vorzuschreiben. 
 
Bezüglich der Verletzung von Verfahrensvorschriften ist festzuhalten, dass nach den gesetz-
lichen Bestimmungen des Oö. Feuerpolizeigesetzes vorgegangen wurde. Eine Verletzung 
von Verfahrensvorschriften liegt somit nicht vor. 
Aus technischer Sicht sind die angeführten Einwendungen gegen die Auflagen des Beschei-
des der feuerpolizeilichen Überprüfung abzuweisen. 
Es war daher spruchgemäß zu entscheiden.  
 
 
RECHTSMITTELBELEHRUNG 
Gegen diesen Bescheid können Sie binnen vier Wochen nach Zustellung Beschwerde an 
das Verwaltungsgericht erheben. 
 
Die Beschwerde ist schriftlich beim Gemeindeamt einzubringen und hat zu enthalten: 
1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides, 
2. die Bezeichnung der belangten Behörde (bescheiderlassende Behörde), 
3. die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, 
4. das Begehren und 
5. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig einge-
bracht ist. 
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Sie haben das Recht, im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht eine mündliche Verhandlung 
zu beantragen. 
 
Beschlussantrag: 
Vize-Bgm. Großwindhager stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Berufungsbe-
scheid wie vorgetragen beschließen und damit die Berufung von Herrn Herbert Achlei-
tner, Herndleckstraße 10, 4452 Ternberg, abweisen und den Bescheid des Bürgermeis-
ters vom 10. Oktober 2014, ZI: 131-4/2014/Gr voll inhaltlich bestätigen. 
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
Bürgermeister Steindler stimmt wegen Befangenheit nicht mit. 
 
Bgm. Steindler übernimmt wieder den Vorsitz. 
 
 
 

18.Gesunde Gemeinde - Tätigkeitsbericht 2014 
 
Bgm. Steindler verliest den vorliegenden Tätigkeitsbericht wie folgt: 
 
Sachverhalt: 
Die Gesunde Gemeinde hat einmal jährlich dem Gemeinderat einen Tätigkeitsbericht zur 
Kenntnis zu bringen. 
Dieser sieht für den Zeitraum 01.01.2014 bis 31.12.2014 wie folgt 
aus:
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Der Bürgermeister teilt mit, dass im nächsten Jahr ein Gesundheitstag im März 2015 geplant 
ist und er bittet um Unterstützung durch den Gemeinderat. 
Der Gemeinderat nimmt den Bericht ohne Wortmeldungen zur Kenntnis. 
 
 
 

19.Resolution gegen den Ausbau von Atomkraftwerken und gegen die 
Errichtung von Atommüllendlagern in Tschechien - Beschlussfassung 

 
GR Hager Johann verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Sachverhalt: 
Seit dem Frühjahr 2013 läuft in Ober- und Niederösterreich die Initiative des Anti Atom Komi-
tees, in der die Gemeinden per Resolution die jeweiligen Landesregierungen und die Bun-
desregierung auffordern, die rechtlich möglichen Maßnahmen zu ergreifen, sowie Gespräche 
mit allen Verantwortungsträgern zu führen, um dem Ausbau von Atomkraftwerken und der 
Errichtung eines Atommüllendlager in Tschechien entgegenzuwirken.  
 
Inzwischen haben fast 200 Gemeinden in Oberösterreich und beinahe 100 Gemeinden in 
Niederösterreich diese Resolution unterzeichnet. Diese Resolutionen zeigen jetzt offensicht-
lich Wirkung. Bundeskanzler Faymann hat nun angekündigt, dass er alle politischen und 
rechtlichen Möglichkeiten dagegen ausschöpfen werde, wie in der Resolution gefordert. 
 
In der Bürgermeisterkonferenz wurde empfohlen, die Resolution in den jeweiligen Gemein-
den zu beschließen. Diese Initiative soll daher auch von der Marktgemeinde Ternberg durch 
die folgende Resolution an die OÖ Landesregierung bzw. die Bundesregierung unterstützt 
werden: 
 
 
RESOLUTION 
des Gemeinderates der Marktgemeinde Ternberg  
gegen den Ausbau von Atomkraftwerken und gegen die Errichtung von Atommüllend-
lagern in Tschechien 
 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ternberg fordert die Oö. Landesregierung und die Ös-
terreichische Bundesregierung auf, die rechtlich möglichen Maßnahmen zu ergreifen, sowie 
bilaterale und multilaterale Gespräche mit allen Verantwortungsträger zu führen, um dem 
Ausbau bestehender Atomkraftwerke und der Errichtung von Atommüllendlager in Tschechi-
en entgegenzuwirken. Der tschechischen Regierung ist klar zu vermitteln, dass solche 
Schritte seitens der Republik Österreich entsprechend dem Beschluss des Nationalrates 
vom 13. November 2012 nicht geduldet und strikt abgelehnt werden.  
 
Begründung: 
 
Neben dem Ausbau von bestehenden Atomkraftwerken beabsichtigt die Tschechische Re-
publik, ein Atommüllendlager zu errichten. Einer der möglichen Standorte ist der Truppen-
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übungsplatz Boletice, welcher nur 18 Kilometer von der oberösterreichischen Staatsgrenze 
entfernt liegt. Als weitere Standorte für ein Atommüllendlager stehen die Orte: Lodherov, 
Bozejovice, Budisov, Lubenec, Rohoza und Hradiste zur Diskussion. Bereits die in unmittel-
barer Nähe zu Oberösterreich befindlichen Atomkraftwerke Temelin und Dukovany sind eine 
ständige Bedrohung für die Gesundheit der oberösterreichischen Bevölkerung. In beiden 
Werken wurden erst kürzlich bei Stresstests Sicherheitsmängel festgestellt. Dass zu diesen 
gefährlichen Atomkraftwerken auch noch ein oder mehrere Atommüllendlager errichtet wer-
den sollen, ist nicht zu akzeptieren. Die Belastung für Oberösterreich und seine zukünftigen 
Generationen mit der riskanten Technologie der Atomkraft muss verhindert werden. 
 
Beschlussantrag: 
GR Hager Johann stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die vorgetragene Resoluti-
on gegen den Ausbau von Atomkraftwerken und gegen die Errichtung von Atommüll-
endlagern in Tschechien voll inhaltlich beschließen. 
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird mit 24 Ja-Stimmen angenommen, GR Blasl (FPÖ) enthält sich der 
Stimme. 
 
 
 

20.Petition an das Land OÖ. für Menschen mit Beeinträchtigung - Ge-
währung von Sozialdienstleistungen 

 
GV Steindler Günther verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Sachverhalt: 
Es gibt in Oberösterreich geschätzte 5000 Menschen mit Beeinträchtigung, denen Sozialleis-
tungen trotz Anmeldung bei der BH im Rahmen des Chancengleichheitsgesetzes vorenthal-
ten werden. Aus diesem Grund hat sich eine Allianz gebildet, die in Form einer Petition auf 
diese Missstände aufmerksam macht und auffordert, diese unwürdige Situation zu beenden. 
Die Allianz fordert von der Oö. Landesregierung, die notwendigen Mittel zur Verfügung zu 
stellen, damit jede/r berechtigte Antragsteller/in als Mensch mit Beeinträchtigung eine sei-
nem/ihrem Bedarf entsprechende Leistung bekommt. 
 
Weitere und genauere Informationen gibt es unter: www.allianz-chancengleichheit.org.  
 
Das Thema wurde im Sozialausschuss erörtert und man war sich einig, dass dieses Anlie-
gen eine größere Plattform benötigt. Die Petition soll daher von der Gemeinde unterstützt 
werden, weiters soll diese Information so gut als möglich weiter verbreitet werden. 
 
Beschlussantrag: 
GV Steindler Günther stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, die Petiti-
on für Menschenwürde und Chancengleichheit zu unterstützen. 
 
Beratung: 
 
Wortmeldung GR Großalber: 
Er teilt mit, dass die Sache auch im Familienausschuss behandelt und beschlossen wurde. 
Es geht hier um Menschen mit Beeinträchtigungen, die Bezeichnung Behinderung wurde 
umbenannt. Diese Personen bekommen keine Förderungen oder Unterstützungen und sol-
len auch damit wirklich unterstützt werden. 
 

http://www.allianz-chancengleichheit.org/
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Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

21.Quartiere für Asylwerber 
 
Bgm. Steindler verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Sachverhalt: 
Die BH Steyr-Land fordert die Gemeinden in der Frage der Quartiersuche für Asylwerber 
dringend zur Mithilfe auf. Nachdem in der Öffentlichkeit dieses Thema nicht unbedingt nur 
positiv bewertet wird, sollte man vielleicht bedenken, dass diese Menschen ihr gesamtes 
Hab und Gut verloren haben und ihnen nur ihr Leben geblieben ist.  
 
Die Gemeinde sollte sich Gedanken machen, ob nicht irgendwo Platz wäre für Asylwerber, 
vorzugsweise Familien. Nach Rücksprache mit anderen Gemeinden kann festgestellt wer-
den, dass diese Menschen keine großen Probleme darstellen. 
 
Das Thema wurde bereits im Sozialausschuss diskutiert. Aufgrund der großen Bedeutung 
und allenfalls auch möglicher finanzieller Belastungen war man der Meinung, dass dieses 
Thema auch im GR behandelt werden soll. 
 
Wortmeldung GR Großalber: 
Die Sache wurde bereits im Familienausschuss behandelt. Man kommt davon weg, Flücht-
linge in Massenquartieren unterzubringen, sondern es sollen Quartiere gesucht werden, die 
für ein oder zwei Familien geeignet sind. Diese Menschen haben es sehr schwer und kann 
ihnen so eine wirkliche Chance gegeben werden, um sich integrieren zu können. Bis jetzt 
wurde jedoch nichts Geeignetes gefunden. Wenn jemand ein Haus hat, soll er dies bitte zur 
Verfügung stellen und sich bei der Gemeinde melden. 
 
Wortmeldung GV Sieghartsleitner: 
Er kennt dies aus Sierning und er unterstützt dies voll und ganz. Diese Menschen flüchten 
nicht einfach so. Sie haben begründete Angst um Leib und Leben und bitten deshalb um 
Asyl. Es soll aber keine Zentralisierung von Heimen angestrebt werden, sondern sie sollen in 
kleinen Familienverbänden untergebracht werden. 
 
Bgm. Steindler bittet ebenfalls um Hilfe und um Meldung bei der Gemeinde. 
 
 
 

22.Allfälliges 
 
Sitzungsplan 
Bgm. teilt mit, dass der Sitzungsplan für das nächste Jahr jedem Gemeinderat ausgeteilt 
wurde. Es gibt jeweils nur drei Vorstands- und drei Gemeinderatssitzungen, da im Septem-
ber 2015 Neuwahlen stattfinden. 
 
Güterweginstandsetzungsmaßnahmen 2015 
Bgm.  Steindler teilt mit, dass der Rest des Güterweges Schweinsegg von der Einmündung 
der Grünburger Straße in die Steinbacher Straße bis zum Zeilermayr saniert wird, GW 
Wurmbachgraben komplett saniert. Er gibt die Kosten für die beiden Wegsanierungen be-
kannt. 
Der Gemeinderat spricht sich für das geplante Instandsetzungsprogramm aus. 
 
GV Sieghartsleitner fragt, was ist mit dem GW Reitnerberg ist. 
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Vize-Bgm. Großwindhager teilt mit, dass dieser heuer saniert wurde und zwar bis zum Ro-
sensteiner, weil der Zustand äußerst schlecht war. 
 
Projekt EinfachSicherGehen 
GR Hager Johann teilt mit, dass das Projekt gut läuft und im Jänner 2015 die Abschlussver-
anstaltung stattfinden wird. Er lädt alle Gemeinderäte ein, sich einzubringen. Es ist interes-
sant, worauf Spezialisten schauen, was man selber gar nicht mehr bemerkt. 
 
Unterstützung für Hinterbichler Michaela 
Vize-Bgm. Großwindhager stellt fest, dass wie vorher schon besprochen, Menschen mit Be-
einträchtigungen durch dieses Gesetz geholfen werden soll. In Ternberg haben wir auch 
einen akuten Fall und zwar Frau Hinterbichler Michaela. Er bittet alle, diese Weihnachtssit-
zung zu nutzen und  das Sitzungsgeld zur Verfügung zu stellen.  
Jeder ist aufgerufen, sich bei AL Mag. Hochmuth zu melden. 
 
Er wünscht allen ein frohes, besinnliches Weihnachtfest. Viel Gesundheit, um für nächstes 
Jahr wieder zusammenarbeiten zu können. Er bedankt sich beim Amtsleiter für die tolle Zu-
sammenarbeit. 
 
GV Steindler Günther richtet seinen Dank an alle, die anwesend sind und an den Amtsleiter 
mit seiner Mannschaft. Er wünscht allen ein gesegnetes Fest und einen guten Rutsch ins 
neue Jahr. 
 
GV Sieghartsleitner dankt dem gesamten Gemeinderat, dass ihm in seiner Ernsthaftigkeit 
das Wohl der Ternberger am Herzen liegt. Bei den Bediensteten will er sich auch herzlich 
bedanken. Sie geben sich immer die größte Mühe.  
 
GR Blasl schließt sich den Wünschen an. 
 
GR Mag.Vanek wünscht auch ein gutes neues Jahr, vor allem AL Mag. Hochmuth und sei-
nem Team auch alles Gute. Es war sehr konstruktiv und wünscht er sich das genauso im 
nächsten Jahr. 
 
Bgm. Steindler bedankt sich bei jedem einzelnen Gemeinderat und schließt sich den Wün-
schen der Vorredner an. Es ist sehr wertvoll, was der Gemeinderat im heurigen Jahr ge-
schafft hat. Gleichzeitig bedankt er sich auch beim Amtsleiter, der es nicht immer gerade 
einfach hat. Er hat aber die notwendige Ruhe und bringt alles ins recht Lot. 
In diesem Sinne wünscht er ein frohes Weihnachtsfest und einen guten Rutsch ins neue 
Jahr. 
 
 
 

22.1.Kanalbau BA 13 Trattenbach - Klage Honoar dlp; Beschluss eines 
außergerichtlichen Vergleichs 

 
GV Steindler Günther verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Sachverhalt: 
Der Kanalbau Trattenbach ist noch nicht wasserrechtl. bewilligt bzw. sind die dieser Bewilli-
gung entgegenstehenden Mängel noch nicht behoben. Der Prüfungsausschuss hat sich sehr 
intensiv mit diesem Thema befasst und beschlossen, bis zur endgültigen Klärung der Ange-
legenheit keine Zahlungen an das Büro dlp mehr zu leisten. Dies wurde auch vom GR so 
bestätigt. Insgesamt sind damit ca. € 84.000,-- an Honoraren offen. 
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Das Büro dlp hat daraufhin beim LG Steyr dieses offene Honorar eingeklagt. In der GV-
Sitzung am 23.09.2014 wurde beschlossen, RA Dr. Martin Peter Schloßgangl in dieser An-
gelegenheit mit der Vertretung der Gemeinde zu beauftragen. 
 
Am 07.10.2014 fand die erste Verhandlung statt. Nachdem bei dieser Verhandlung keine 
Einigkeit erzielt werden konnte, wurde beschlossen, zur Frage der ordnungsgemäßen Leis-
tungserbringung der Fa. dlp, zur Frage von Vorliegen von Mängeln an den Leistungen der 
Fa. dlp, zur Frage der Verjährung der Werklohnforderung, zur Frage der Frist sowie von 
Mängelrügen und zur Frage der Berechtigung der Gegenforderung ein Sachverständigen-
gutachten von DI Anton Bilek aus 8010 Graz, Krenngasse 9 einzuholen. 
Seitens der Fa. dlp werden folgende Beträge eingeklagt (Beträge inkl. USt.): 
 
Offene Honorare Kanalbau BA 13 € 82.795,75  
Diverse Zusatzaufträge € 1.182,16 
Verzugszinsen für die offenen Honorare € 18.934,24 
Zusätzlicher Aufwand Mängelbehebung € 22.200,30 
 € 125.112,45 
 
Dazu kommen die Rechtsanwaltskosten von dlp. 
 
Am 04.12.2014 fand die erste Befundaufnahme durch den Sachverständigen statt. Dabei hat 
dieser nochmals empfohlen, sich außergerichtlich zu einigen, da ein allfälliges Gerichtsver-
fahren sicherlich sehr teuer und langwierig werden wird. 
 
Es wurden daraufhin gemeinsam mit dem Rechtsvertreter der Gemeinde. Dr. Martin Schloß-
gangl, intensive Verhandlungen für eine mögliche außergerichtliche Einigung geführt. Der 
Rechtsvertreter des Büros dlp hat als Vergleichsangebot schließlich die Zahlung von € 
50.000,-- angeboten. Die Gemeinde hat darüber hinaus die Kosten des Sachverständigen zu 
übernehmen (ca. € 1.500,--). Die Rechtsanwaltskosten tragen beide Parteien jeweils selber. 
 
Mit Zahlung dieser € 50.000,-- bis zum 23.12.2014 wird das laufende Gerichtsverfahren ein-
gestellt und die Angelegenheit ist endgültig erledigt, d.h. die Gemeinde kann später keine 
weiteren Ansprüche gegen das Büro dlp mehr stellen. Sollte im Zuge der noch offenen Män-
gelbehebung durch die Fa. Gebr. Haider die Beiziehung des Büros dlp nötig sein, so ist dies 
separat zu beauftragen. 
 
Mit den Gebr. Haider gibt es konstruktive Gespräche bezüglich einer Sanierung des Kanals. 
 
Sowohl der Rechtsvertreter der Gemeinde als auch der gerichtlich beeidete Sachverständige 
haben eindringlich empfohlen, dieses Vergleichsangebot anzunehmen, da andernfalls ein 
sehr langwieriges und kostenintensives Gerichtsverfahren mit äußerst ungewissem Ausgang 
droht. 
 
Beschlussantrag: 
GV Steindler Günther stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, das au-
ßergerichtliche Vergleichsangebot des Büros dlp bezüglich des offenen Honorars aus 
dem Kanalbau Trattenbach (Zahlung von € 50.000,-- und Übernahme der Sachverstän-
digengebühren) anzunehmen. 
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
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22.2.Öffentliches Gut - Auflassung der Parz. 1214/4, KG Trattenbach 
 
GV Steindler Günther verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Sachverhalt: 
Im Bereich der Grundstücke von Hr. Ahrer bzw. der Fam. Moser  ist noch die Parz. Nr. 
1214/4 als öffentliches Gut ausgewiesen. 
Bei der Neuvermessung des Güterweges Kienberg wurde nochmals auf das Interesse des 
Grunderwerbes dieser Parzelle von der Familie Moser bzw. von  Hr. Ahrer hingewiesen. 
Diesbezüglich wurde an diesem Vermessungstag bereits im Vorfeld die Teilung der Parz. Nr. 
1214/4, KG. Trattenbach, miteingeplant. 
Der Detailplan, GZ: 6565-3/13, aufgenommen vom Land Oberösterreich, Direktion Straßen-
bau und Verkehr,  liegt bereits vor. 
Die tatsächliche Fläche im Ausmaß von 598 m² ist für das öffentliche Gut nicht mehr relevant  
und kann somit an die Familie Moser bzw. Hr. Ahrer übereignet werden. 
Hr. Ahrer erhält eine Teilfläche mit 381 m² und die Familie Moser eine Teilfläche von 217 m². 
In der Bauausschusssitzung am 24.06.2014 wurde der Antrag zur Auflassung des öffentli-
chen Gutes bereits behandelt und einstimmig beschlossen. 
 
Beschlussantrag: 
GV Steindler Günther stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Auflassung des 
öffentlichen Gutes, Parz. Nr. 1214/4, KG. Trattenbach, beschließen.  
 
Beratung: 
Keine Wortmeldungen 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

22.3.Kornblumenstraße -  30-Kmh- Beschränkung im Bereich der Ortsta-
feln Dürnbach West 

 
Vize-Bgm. Großwindhager verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Sachverhalt: 
Die Kornblumenstraße wird vermehrt als Abkürzung zwischen Grünburgerstraße und Dürn-
bachstraße genutzt, daher ist das Verkehrsaufkommen dem entsprechend hoch. In diesem 
Bereich befinden sich 9 Hausausfahrten, für die es immer schwieriger wird, gefahrlos in die 
Kornblumenstraße einzufahren. Von Seiten des Polizeiposten Garsten wird auch eine 30 
Kmh- Beschränkung empfohlen, um hier vermehrt Geschwindigkeitskontrollen durchzufüh-
ren. 
 
Gemäß der Übertragungsverordnung des Gemeinderates vom 02. Oktober 2014 kann die 
entsprechende Verordnung vom Bürgermeister erlassen werden. Es wurde jedoch verein-
bart, dass vor Erlassung einer Verordnung jeweils im Gemeinderat darüber beraten wird. 
Weiters ist vor der endgültigen Erlassung der Verordnung noch ein Sachverständiger anzu-
hören. 
 
Beschlussantrag: 
Vbgm Großwindhager stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, in der 
Kornblumenstraße im Bereich der Ortstafeln Dürnbach West eine 30-kmh-
Beschränkung zu erlassen. 
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Beratung: 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er stellt fest, dass es noch weitere derartigen Wünsche in der Weingartenstraße gibt wegen 
der Widmung Buchberger. Er sieht dies schon als gewisses Problem, aber er hofft, dass 
dann auch die 30 km/H-Beschränkung eingehalten wird. 
 
Wortmeldung GR Blasl: 
Er versteht die Enge der Straße, er warnt aber davor, sofort 30er Tafeln aufzustellen. Man 
muss schon abwägen, ob dies unbedingt notwendig ist. 
Wortmeldung GV Steindler Günther: 
Er will wissen, wo die Beschränkung gelten soll.  
Er warnt aber auch davor, dass man nicht auf das gerade Wohl hin überall 30 km/h-
Beschränkungen aufstellt.  
 
Wortmeldung Vize-Bgm. Großwindhager: 
Er teilt mit, dass dies vom Haus Asmus bis zum Haus Brandstetter Helmut gehen soll. 
 
Wortmeldung GV Wimmer: 
Er spricht die Thalerstraße an. Dort steht eine Beschränkung und keiner fährt hier 30 km/h. 
 
Wortmeldung Vize-Bgm. Großwindhager: 
Er weiß, das die Beschränkung in der Thalerstraße eine politische Entscheidung war. Er 
sieht dies in der Kornblumenstraße aber als wirkliches Problem. 
 
Wortmeldung GR Zant: 
Er spricht sich auch gegen die Beschränkung aus. 
 
Wortmeldung GV Sieghartsleitner: 
Er warnt auch davor, den Ort mit 30er Beschränkungen zuzupflastern. 
 
Für den Antrag stimmen alle 9 ÖVP-Gemeinderäte, GR Zant, GR Hainisch, GV Sieg-
hartsleitner, GR Felberbauer – alle BZÖ, GR Mag. Vanek (GRÜNE),  GR Gierer, EGR 
Meerkinger, EGR Gsöllpointner, GR Eibenberger, GR Hager Johann und Bgm. Steind-
ler Leopold – alle SPÖ.  
GR DI Stögmann (BZÖ), GR Hager Carina (SPÖ) enthalten sich der Stimme, gegen den 
Antrag stimmen GR Blasl (FPÖ), GV Wimmer und GV Steindler Günther – beide SPÖ. 
Der Antrag ist mit 20 Ja-Stimmen angenommen. 
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Genehmigung der Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung: 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte 
Sitzung vom  02.10.2014  wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht 
mehr vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 22.20 Uhr. 
 
 
 

 Bgm Leopold Steindler eh Ursula Sparr eh 
  (Vorsitzender)  (Schriftführerin) 
 
 
 
Eine Ausfertigung der nicht genehmigten Verhandlungsschrift wurde gem. § 54 (4) Oö. Ge-
meindeordnung am  19.12.2014  an die Fraktionsobleute zugestellt. 
 
 

 
Genehmigungsvermerk 

 
Es wird hiermit beurkundet, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 12.03.2015 keine Einwendungen erhoben wurden / Einwendungen erhoben wurden, 
denen nicht Rechnung getragen wurde / Einwendungen erhoben wurden und die Verhand-
lungsschrift aufgrund des Beschlusses über diese Einwendungen entsprechend geändert 
wurde (siehe TOP). 
 
 
Ternberg, am 12.03.2015 

 Bgm Leopold Steindler eh 
  (Vorsitzender) 
 
 
 

 GV Franz Payrhuber eh GR Franz Gierer eh 
  (ÖVP-Gemeinderatsmitglied)  (SPÖ-Gemeinderatsmitglied) 
 
 
 

 EGR Hannes Altrichter eh EGR Gerlind Richter eh 
  (GRÜNE-Gemeinderatsmitglied)  (FPÖ-Gemeinderatsmitglied) 
 
 
 

 GV Ernst Sieghartsleitner eh 
  (BZÖ-Gemeinderatsmitglied) 
 

 
 
 
 
 
 


